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Stenographischer Bericht 


über _die am Montag,den 26.November 1923 in der a 
der Oberrealschule zu Saarbrücken 3 (landwehrplatz). 
stattgefundene Sitzung des landesrates des Saargebietes. 


Der Vorsitzende ‚Ministerialrat Koßmann, eröffnet um.9 Uhr 55 


Gmuten vormittags die »itzung. 

Seitens der Regierungskomission ist anwesend: 

Herr Staatskomnissar, Verwaltungsdirektor Dr.G.A.Liesch. 
Von den lütgliedern fehlen entschuldigt die Herren: 


Helfgen_(K.P. )-Dudweiler; Kiefer (Z. )-Saerbrücken; 

Dr.h,o.Röchling (1.W-)-Völklingen; ‚Dr-Sender (5.P.)2 

Saarbrücken; Wagner (H.u.L. )-Picard. 

Vorsitzender: Wir fahren fort in der Generaldebatte. Das Wort 
hat hierzu der Abgeordnete Schmelzer ! 


Schmelzer (L.V.): Meine Damen und Herren! Ich werde Ihnen keine 
Wahlrede halten,wie das die Vertreter einzelner Parteien 
hier getan haben,sondern werde mich darauf beschränken, zu 
den Vorlagen nüchtern und sachlich Stellung zu nehmen und 
versuchen,aus denselben etwas brauchbares zu gestalten. 7° 
s ist hier schon gesagt worden ‚daß Steuerberatungen eine 
Ware mBege line Dache ist für denjenigen,der es tun muB 
und diese »ache wird dadurch nicht | 
Bageeimer .00r man nicht beschließen dagf ‚sondern nur be- 
gutachten. a unangenehm wird die »2ache dadurch,daß ° 
man die Basis der Steuern,den Haushaltplan der Regierungs- 

' kommission nicht eingehend beraten kann,denn dieser wird 
uns nur zur Kenntnis vorgelegt. Ich nehme aber an,daß die- 
se Vorlage nicht so gemeint sein kann,daß überhaupt nicht 
darüber gesprochen werden darf,sondern mur So zen 
kann,daß wir kein Recht haben,über den Haushal plan einen 
Beschluß zu fassen. Offenbar Schien das Begutachtungsrecht 
für den Haushaltplan schon zu weit gahen. Man sollte meine 
die eine eng ra selbst_habe das Bedürfnis,ihren ° 
Etat besprechen zu lassen. Die Hegie skommission könnte 
dabei gutfahren,denn wenn sie sich auf den Weist _des Ver- 
trages von Versailles verlegt,die !ohlfahrt der Saarbevöl- 
kerung zu wahren und die Ausbeutung der Wwuben sicherzu- i 
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stellen,könnte sie zulassen,daß man den Etat bespricht. 
Diese kufgabe könnte nur gsfördert werden,wenn sie die 

sprechung gestatten würde, Sie läßt es nicht zu,daß der # 
Haushaltplan eingehend besprochen wird und wir müssen uns ! 
darauf beschränken, auf das,was gestattet ist. Beim Ab- 
schluß des Friedensvertrages von Versailles wurde laut in’ 
alle Welt verkündet,der Vertrag sei auf Vemokratie und ° 
VE re aufgebaut. Leider ist dem aber so,# 
‚sondern der Vertrag ist aufgebaut .auf..der uralten Kormal: 
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"Wehe ‘den Besiegten !" - Ein ritterlicher Sieger würde sich 
nun streng an dem von ihm selbst verfeßten Vertrag halten,er 
würde es streng vermeiden,die geringen Rechte ‚die er dem &- ° 
siegten noch gelassen hat,zu verletz :n. Und so glaube ich | 
denn,deß uns auch die Regierungskommission dankbar sein kenn 
für den Hinweis,daß auch für sic die Forderung gilt:" Noblesse 
oblige," | u pn 
Wenn uns auch die Regierungskommission nicht das Recht 
geschen hat,den Etat zu beraten,so nehmen wir uns doch das 
echt heraus,darüber zu sprechen,was_mit den Steuergroschen 
geschieht,die letzten Endes unser Geld sind und dafür bestimmt } 
sind,unsere Wohlfahrt zu fördern. Ich werde mir erlauben,den 7 
. Haushattplan der Rogierungskomission nicht nur mit Anregungen 
zu versehen,sondern ich’werde mir erlauben,diesen zu kriti- | 
sieren, Ich kann das nicht vollständig tun,man könnte dann | 
auf jeden einzelnen Teil eingehen,was ich wieder im Rahmen 
dieser Debatte nicht machen kann. Ich kann darauf hinweisen, 
daß für einzelne Posten zu viel ausgegeben wird,während bei 
vielen Fosten nach unserer NMeinung zu wenig eingesetzt ist. ıf 
Meine Herren. Vorredner_haben schon einiges vorweggenomnen | 
und ich muß mich deshalb darauf beschränken,etwas davon zu 
unterstreichen und darauf zu verweisen,was noch nicht berührt 
. worden ist. Ich möchte zunächst hinweisen auf _den Titel im 
aushaltplan des Landesrates. Bei diesem Titel vermisse ich 
einen Posten für ein Lokel Zur ungere "anaen. Es wurde uns 
je s.2.in Aussicht gestellt,daß wir nicht mehr hier zu tagen 
rauchen. Ich finde aber nichts im Haushaltplan vermerkt,ich 
weiß such nicht,ob schon in dieser Hinsicht etwas unternommen ? 
ist. Die ne en Te: ja wohl den Hochbau vornehmen 
wird,soll einen Stall in der Drägonerkaserne in Aussicht ge- 
nommen haben,ist auch sonst nicht sehr eilig,wenn es gilt, 
etwas auszubauen. \ienn noch garnichts angeregt worden ist, 
dann möchte ich den Herrn Präsident bitten,in seinem Interes- 
se anzufragen,ob schon ein Federstrich auf dem Reißbrett ge- 
macht worden ist. 
Er Zu dem Titel,Haushalt der Regierungskommission,möchte 
‘ich zunächst hinweisen auf den Posten von 530.000.-Francs aus % 
Gebühren für Pässe ‚Stempel usw. Jedenfalls sind das Einnahmen, 
die man als Untertan nur mit eigentümlichen Gefühlen betrach- ? 
tet. Die Paßschikanen dienen lediglich zur Erschwerung der | 
Einreise aus Deutschland,während umgekehrt den westlichen | 
Nachbarn keine oder nur wenige ©chwierigkeiten in den Weg ge- 
legt werden. | 





( Zuruf: Grumhach, Rappoport ! ) 


Besonders neuerdings wird man stark daran erinnert,daß dic 
Ereeuerung der Einreise immer wieder verstärkt wird. Wenn 
wir durch die Bahnhofstrasse gehen,sehen wir fast ausschließ- 
lich nur Franzosen. Die Einreise von Deutschland wird wieder 
dadurch erschwert,daß man die Drücken ässe in Speyer # 
beantragen muß. Das bedeutet für jemand,der dringend und 1 
Schnell herkommen muß,daß er die Binreise nicht vornehmen kann 
Die Regierungskommission müßte sich bemühen,daß der alte ZAu- 
stand wieder hergestellt wird und daß die ganzen Einreisepässefl 
wieder hier ausgestellt werden können. Dann besteht die lög- 7 
lichkeit,dic Sache etwas zu beschleunigen. Der jetzige Au- % 
stand ist unerträglich. Unseres Erachtens müßte die sEicTungaee 
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kommission bei der Interalliserten Rheinlandkommission,wenn 
sie guten Willens wäre,schon längst den genügenden Einfluß 
besitzen,um die Durchreiseschwierigkeiten aus dem Wege zu 
räumen, Ich gestuütte mir,noch einmal darauf hinzuweisen uf # 
die Durchreiseverbote,die die Interalliserte Rheinlandksmnis- # 
sion für »aarländer erlassen hat,die ein glatter Bruch des 
u... Vertrages. 
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Vertrages von Versailles darstellen. Eingaben an die Regie- 
rung,ob sie von irgend jemand kommen,von förperschaften oder | 
vom Landesrat,werden so behandelt,daß man von »veiten der Re- il 
Bo rung keine Antwort gibt. Das war früher bei uns unmöglich. 1 

nter deutscher Herrschaft hat man eine Antwort bekommen, Man 
rühmt sonst immer die französische Höflichkeit und Courtoisie, 
wir haben aber hiervon noch nichts zu spüren bekommen. 

Im Haushalt der Zentralverwaltung der Regierungs- | 
kommission finde ich einen Posten von 100.000.-Francs für be- 
sondere Dienstleistungen. Wir wissen nicht,was das ist.ÄAuch J 
an anderen Stellen des Etats sind diverse Posten unter ganz | 
dunklen Bezeichnungen aufgeführt. So z.B. Vergütung für be-, | 
sondere Dienstleistungen zur Bekämpfung des Verbrechertuns,in 
Höhe ron 54.650.-Francs. Es drängt sich die Vermutung auf,ob j 
es nicht richtiger wäre,alle diese Posten mit dem landläufigen 
Ausdruck: " Spitzelgelder " zu bezeichnen. 


( Zuruf: Reptilienfonds !) F 


Es wäre zweckmäßig,wenn man diese Posten zusammenfassen würde 
und kurz und rund sagt,das sind Pyetge! elder. Es gibt sogar 
Franzosen,welche sagen, daß Jrose pitzelei unerträglich sei. 
Es sieht so aus,als ob die Leitung der Polizei mehr von anders 
wo dirigiert wird als von hier. 


Zu dem Titel Autodienst wurde bemängelt,daß dieser N 
Posten zu hoch gegriffen sei mit 282.000.-Franes. Ich h 
estehen,daß dieser Posten nicht zu hoch ist,aber,daß man Mi 
stoß daran nimmt,daß üie Regierungsautos_benutzt werden von 
Persenen,die nicht zur Regierung gehören. Ich habe nichts 
da Ban wenn eine Dame im rk ei mit einem Beamten 
fä ‚aber das Volk denkt,daß man sparen könnte. 30 etwas f 
wirkt unangenehm und aufreizend. Man solld die blauweißsnhwarze: 
Schildehen ontfornen,dann merkt es niemand. | 


N 
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(Zuruf: Völkerbundsabzeichen !) 


Zu dem Haushalt der Generalfinanzkontrolle möchte ich 
bemerken,daß die Meinungen der Beamten selbst über die Gene- 
ralfinanzkontrolle sehr geteilt sind. Zahlreiche Beamte sind 
der Meinung,daß der Beträg von _484.000.-Francs_vollständig 
überflüssig ist. Das ist eine Zentrale wie in Frankreich,in 
welcher das Mißtrauen gegen die Beamten zum Ausdruck kommt. 
Es wäre besser,wenn man diese Kontrolle abschafft und auf | 
die einzelnen Ressorts verteilt. !lenn diese der Überrechnungs- 
kammer in Berlin entspricht,so kann ich sagen,daß man der 3 
Meinung war,daß auch diese überflüssig ist. 


Ich hätte noch nachzuholen aus dem Etat der Zentral- 

verwaltung. Dort findet sich ein Posten, Umbau der Kaserne 
" Petain ". Nan sollte döch mehr Rücksicht nehmen auf die 
Bevölkerung und eine klarere Bezeichnung wählen. Ich weiß 
wirklich nicht,welche Kaserne gemeint ist,und ich finde es | 
' von der Völkerbundsregierung nicht taktvoll,daß sie den Namen 
eines französischen Generals anführt. Es wäre an der Zeit,daß 
man die großen und nicht schönen Schilder endlich er ae De 
‘ würde. Das würde eine big Rücksicht bedeuten auf die Ge- 

fühle der Bevölkerung,die die Namen feindlicher Generale 
nicht gerne liest. 
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( Zuruf : Sehr richtig !) 


Im Haushalt der Verwaltung des Jnnern finden wir einen 1 
‚Posten von 180.000.-Fres. für SERUFGNE der Mitglieder,Bei 4 
sitzer und Schriftführer der Mietse 


inıgungsämter. Dieser 
Posten 
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Posten könnte gespart werden, Diese haben nicht viel Gutes 
gebracht und ihre Zeit dürfte vorbei sein. Ich empfehle der 
egierung,diesen Posten verschwinden zu lassen. Desgleichen 
sind 157.000.-Fres für die KB maLtung des WWohnungsbauverbandes 
angesetzt. Der Wohnungsbauverband ist mit großem Tam - tam 
in Scene gesetzt worden und die Regierung hat nach Genf be- 
richtet, die Lochyme ist verstumt und heute Tagen die Dinge 
so,daß die Pak zragonen Fandwar ter usw.wahrscheinlich mit er- 
heblichen Sumen die Leidtragenden sein werden. Der Wohnungs- 
bauverband hat kein Geld und die Leute wissen nicht,wo sie 
ihr Geld herbekommen sollen. Die ganze Sache ist kläglich 
zusammengebrochen und wir nehmen an,daß die Regierung näüch den 
je armen nunmehr näch Genf berichtet,wie die »äche ausge- 
laufen ist. Vielleicht bekommt sie einen Kredit,damit sie 

dic Handwerker befriedigen kann. Ä 

| In dem Haushalt der Polizeiverwaltung tritt ein 

Posten auf von 197.330,--Fres.für allerhand Ausgaben, Nicht 
einmal die Straßenbahnkosten sifid vergessen worden, Auf den 
Druck von Genf hin,hat man sich nun endlich entschlossen, das 
enaungerkor pa, wonn auch in mäßigem Tempo auszubauen. Nan 
versucht doch etwas zu tun. Herr Präsident Rault glaubt, 4000 
Mann Gendarmerie notwendig zu haben, ir haben früher schon 
darauf hingewiesen,daß die freie stadt Dunzig mit einem viel 
BER cren Aufgebot ausgekommen ist. Ich glaube Danzig hat 

50 Mann Gendurmerie. Der Freistaat hat die Hälfte Einwohner, 
sodaß’ hier nach den Verhältnissen in Danzig zu schließen, 
1500 Mann ausreichend sind. Die Verhältnisse in Danzig sınd 
schwieriger wie im Saargebiet und es ist bekunnt,daß in einer. ı 
Hafenstadt vielmehr unerwünschte Elemente auftauchen. Wir 
haben hier einen hunderttägigen Bergarbeiterstreik gehabt, 
welcher mıstergültig verlaufen ist. Die Zahl von 4000 Mann 
ist übertrieben. 


( Zuruf : Sehr richtig !) 


Wir werden beim Völkerbundsrät darauf \inweisen,daß eine 
bindende Verpflichtung nicht erfüllt wird. Bezüglich der 
Organisation der Gendarmerie mıß man bemerken,daß diese,so 
wie jest vorgenommen mind night die richtige ist. "kun 
wırd nicht vorbei kommen,daß die Gendarmerie bis zu einem 
gewissen Grad kaserniert werden mß. Jetzt ist das Verfahren 
so,daß man in jedem Ort und wenn er noch so klein ist,einen 
Landjäger hinsetzt. Dieser hat überhaupt nichts zu tun un 
versucht seine Langweile dadurch. zu vertreiben,indem er Jagd 
Bo auß Autos, Es ist natürlidh,duß so ein Mann auf aller- 
lei Gedanken kommt. Ich möchte deshalb der Regierung empfeh- 
len.für die Unterhaltung des Wannes zu sorgen, damit er nicht 
auf unnütze Gedanken kommt. | 


| Zu Titel für Handel und Gewerbe möchte ich auf die 

Ausgaben hinwe isen, die vorgesehen sind zur Förderung von 
Handel und Mewerbe. Diese Summen sind lächerlich niedrig 
und liefern den Beweis,daß Handel und Gewerbe nicht vermocht 
haben ‚sich die at der Regierung zu erwerben. _ 

‚An Zuschüssen zu Versuchen mit neuen Unterrichts- 5% 
kursen sind 500.-Frces. ‚Zuschüsse an gewerbliche ER 4 
en rmuzen, Tezeiue usw. ‚an private Unterrichtsanstalten ® 
zusammen 2500,-Fres. \ienn Sie bedenken,daß die Regierung ei- 4 
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nen großen Beumtenappurat hat,so_ z.B. die Schulverwaltung 
einen Dezernenten für das For bildunssschulwesen hat, Man 
sollte meinen,daß dieser das ganze Mebiet bearbeitet und be- 
herrscht. ne Aegierune hat vor einigen lagen noch besondere 
Revisoren ernännt und diese bekommen allein eine Zulage von 


1000.- Fres. 
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1000.-Fres. im Jahre. Ich will nicht darauf eingehen ‚wie ändere 


Körperschäften mit Auschüssen bedacht werden. Ich wollte nur 
darauf hinweisen,wie die Regierung zu sparen verstcht. 


5. „, Den Haushalt der Justizverwaltung hut Dr.»cheuer aus- 
jebig behundelt. Hinweisen möchte ich mur auf die schlechte 
zah richterlicher Beamte, Diese sind zum Teil EinBrAp- 
eh man von einer Mißächtung sprechen kann. Ich könnte 
nen Zuhlen nennen,die sie in Erstaunen setzen würden. Sonder- 
gericht ünd NONE DER SEDIUL VRESSODNLERLT: sind überflüssig. Hier 
möchte ich üuf die neuerliche Krise mit den Handwerkern hinwei- 
sen. Bei dem Vorgehen des »tautsanwaltes des Sondergerichtes 
gegen \iucher kunn eine Rechtsunsicherheit festgestellt werden. 

Im er ist cs so gekommen,daß niemand mehr weiß,was 
Hecht_und was Unrecht ist. Das wird einem bekannt gegeben,wenn 
man als eklugter erscheinen mß. In allen Kulturstaaten weiß 
man, wus Recht und Unrecht ist: Mir hat ein Beamter gesagt, daß 
wir eine besondere Mentu«lität hätten. Die Franzosen scien hie- 
rin ganz anders,weil in Frankreich mehr näch dem Geiste als nach 
den Buchstuben geschen wird. | 

,. Eine groüe Rechtsunsicherheit besteht auch bei der 
Polizeivcrwaltung. ich früge,weiß jemand,ob er »aureinwohner 
ist oder nicht ? ‘ieiß jemand,auch wenn er hier geboren ist,ob 
er Sauureinwohner ist ?’ Das alles sind Dinge,div eines Kultur- 
stautes nicht würdig sind. Bei der rare der liohnungsvorlage 
habe ich Eier älle vörgetragen,daß. Beumte der ERSTNE 
widerrcchtlich Beschlagnahme von iohnungen vorgenommen haben. 
Das Muterial habe ich dem Herm Staatskommissar überreicht, 
aber bis heute habe ich noch keine Antwort erhalten. Das Mite- 
ri&l habe ich erschöpfenäd niedergelegt. Herr Stüutskommissar 
hat mir den Vorwurf gemächt,es sei BER stichhultig,ich hätte 
ihm das Neterial vorher nicht überreicht. 

Bei dem Titel der Justizverwaltung ist Herm Dr.Scheuer 
ein Irrtum unterlaufen. Für den Erweiterungsbau der Strafun- | 
stalt sind 2 Milläonen eingesetzt. Das zwingt mich die Regierung 
zu fragen,weshälb die cinmäligen Ausgaben so eingesetzt sind. | 
Von der deutschen Regierung sind wir es gewohnt,daß diejenige 
Summe eingesetzt wird,die im Jahre verausgäbt wird. Ich kann 
mir nicht denken,daß in diesem Jahrc 2 Millionen Franken aus- 
Ben werden sollen. Ich häbe den Gedunken,uls sei diese 
umme mit Absicht eingesetzt worden,um zu frisieren. Meines 
Erachtens ist man jetzt dabei,die Pläne erst für diesen Bau zu 
zeichnen. Und in diesem Jahre wird wohl kein Spatenstich un 
dem Bau getun werden. 
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Im Etat für Wissensch&:ft,Kunst und Volksbildung werden 
30.000.-Fres. an Zuschüssen zur Kunst und Kunstgewerbeschule _ 
ungesctzt. Ilcines Wissens gibt cs in Säaurbrücken keine 
werbeschule. Wenn man etwas besbsichtigt,möchte ich der Schul- 
verwädtung empfehlen,davon Abstünd zu nehmen. Es gibt in Trier 
und Kaiserslautern ausgezeichnete Kunstgewerbeschulen. In einen 
Industriegebiet hat eine a Öchulc keinen Platz und ich 
möchte der Vermutung Ausdruck geben,daß eine solche Gründung 
gemacht wird,um das Suargebiet vom übrigen Deutschland abzu-. 
Schließen. Es wir d soger das Gerücht verbreitet,im Saurgebiet 
eine Universität zu baucn. | 


— . 
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( Zuruf: Mit luxcmburg zusammen !) 


Für die Einrichtung von ©chülerheimen hat mın gunze 500.-Frcs. 
übrig. Was man mit den u soll,weiß ich nicht. Aus Frank- 
rcich werden dic Schüler nicht _hierherreisen und aus Duutsch- 
lund will man sie fernhalten. In demselben Titel finds ich eine 


Ausgabe 1_»> 
usgäbe In 
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kusgabe. zur Förderung _des Turnwesena. Für dieses hat man auch 
nur 200.-Fres übrig. Ich würde den Kreisen emphehlen;auf diese 
200.-Fres. zu verzichten. Ich finde noch einc Ausgabe ‚Geschäfts- 
bedürfnisse der Kommission zur Beschäffung von neuen Lehrplänen, 
Dies ist mir sehr schleierhaft. Es gibt zahlreiche Leute im 
Saargebiet,welche der Meinung sind,daß die. alten Lessbücher 
bedeutend besser sind als die,die neu geschaffen werden. Das 
ist auch ein Versuch,alles abzuschneiden, In demselben soll 
das Wort Deutschland nicht ein einziges Mal vorkommen. 
ch erlaube mir noch auf die Förderung des Fortbil- 

dungsschulwesens hinzuweisen. Schon vor !Nonäten_ haben Besprech- ? 
UBEeR sttgefunden über die ua RLTUDE eines Pflichtberufs- 
schulgesetz. Durch schöne glatte Worte einer Anzahl Leute, wur- 
de zum Ausdruck gebracht,daß dieses Gesetz notwendig sei. Die | 
meisten konnten aber den Pferdefuß nicht sehen und der besteht 
darin, daß die jetzt_ bestehende Schule ganz in die Fände der 
Regierung kommen soll, und das ist prompt geschehen. Die Ichrer 
sind unmittelbare Staatsbeamte geworden uad ich habe geschen 
daß man sie wahl zu behandeln . . Das Gesetz ist noch nicht 
vorgelegt worden,äber von Seiten der Schuläbteilung wird munter 
daran gearbeitet; SBEREM en 

„Bei dem ovangelischen U und israelitsschen Kultus 
bitte ich die Regierungskommission dafür zu sorgen, daß_die 
evangelischen Geistlie °B würdige Bezahlung bekommen. Ich habe 
Notschreie bekommen aus_Urten der Pfalz,die haben sage und 
schreibe 500.-Fres.Gehalt. Das ist ein unwürdiger Zustand 
und bei der Eikubigoren ERTOLESEIOE des Suargebietes regt es 
Unwillen aus,daß die Hegierung niehts tut. 


Beim Etüt_der Hoehbauverwältung werden 1,5 Millionen 

Franken für Unterhaltung der in Nutznießung übernommenen mili- 
tärischen Bauten und zum Neubau einer Kläranlage 106.000.-Fres, 
eingesetzt. Es wird immer behuuptet,das französische Militär 
kostet uns nichts. Wenn Sie alle dicse Ausgaben zusammenzäh- 
len,dann kommt man zu einer »unme,für die man die 1500 Mann 
Gendarmerie gut unterhälten kann. Rechnen Sic älles zusamnen, 
was die Gebietsverwaltung ann Einnähmen bekam,dann kommen Sie 
zu dem Schluß,d&s französische Militär ist nicht umsonst hier. 
Wir haben das unangenehme ‚daß der Vertrag nicht erfüllt wird. 
Men soll die Kusernen frei geben zu llohnungen. Ich habe _vor- | 
hin die Fortbildungsschulen erwähnt und an ee die Schulver- # 
waltung wenig tut,und deß die gewerbliche und kaufmännische e 
Fortbildungsschule ungenügend untergebruücht sind. ES war vor- 
gcsehen bercits_schon vor 2 Juhren,die chemalige ‘Dragonerkuser- 
ne auszubauen. Bis heute ist aber noch kein strich gemucht 
worden. Die Schulen sind zusammengequetscht. In der Kaserne 
sitzen einige Mann, die sich d&mit vergnügen, die Fenster- 
scheiben einzuschlagen. Bei der Gelegenheit möchte ich darauf- 
hinweisen,daß es unbedingt erforderlich wäre,wenn einigc_der 
Kosernen freigemacht würden, zu Wohnungszwecken. Die ee 

esellschaft der Stadt Saarbrücken wird den Antrag stellen,daß 

je Artilleriekaserne auf dem liackenberg in St.Arnual zu \ioh- 
nungen a wird. | 

vn as Militär soll ja dem Präsident der Regierungskon- 
mission unterstehen. Ich könnte nicht verstehen,wenn sich der 
Herr Präsident dem berechtigten lrunsche verschließen wird. 
Dann möchte ich den Herrn un bitten,darauf 
hinzuweisen,daß eine dringende Notwendigkeit vorliegt,da 25 
Familien vollständig obdachlos sind. Diese haben im Sommer im 
Walde übernachtet. | 


. Trotzdem die Straßen in einem unbefriedigenden Au- 
stand sind,wurde eine eingeführt für Autos,deren Ertrag 
zur Herstellung von Straßen dienen soll. Die Abgabe ist unge- 
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ungesetzlich,denn die Vorlage hätte dem Landesrat vorgelegt 
werden müssen. Dann möchte ich auch noch bitten,daf die Gelder 
me verwendet werden zu dem Zweck,zu welchem sic bestimmt 
sind. 


Zu dem Etat des Wohlfahrtsamtes möchte ich sagen,daß 
die Beträge außerordentlich niedrig sind, Diese könnten erhöht 
werden,ebenso die Beträge für Rriegsbeschädigte. Die Ariegs- 
beschädigten befinden sich in sehr gedrückten Verhältnissen 
und immer und immer wird auf das Los der Kricgsbeschädigten 
hingcwiesen,daß dieses zu verbessern ist. Dann möchte ich noch 
auf das klägliche Los der Altpensionärc hinweisen. Wir haben 
und mit Herrn !orice auscinandergesetzt,daß wir bereit sind, 
in die Steuern einzuwilligen,wenn das Los der Altpensionäre 
gebessert wird. Es wurde uns gesagt,daß die Negicrung nichts ze 


mehr tun kann und daß diese sich an die Armenverwaltung wenden 


sollen. Diese Leute erklärten aber,daß sie eher Hunders ster- 
ben möchten,als Armenunterstützung empfangen. 


Ei Der Haushaltplan der gruhrunenebteilung könnte ge- 
strichen werden. Ich gläubce,die Zeit für Herrn Dr,ilayer ist 
vorbei: Er hat ja einen schönen Posten als Schlachthofdirektor 
in Neunkirchen,und daß ihm dieser Posten 4000,-Francs monat- 
lich einbringt: 


en Bei Eisenbahn und anderen Verwaltungsstellen muß 
darauf hingewiesen werden,daß sie ihre Liefereungen immer mehr 
nach Frankreich nern ir sind Dingen nächgegangen und 
haben Tatsachen festgestellt,daß Die Tee orune ann kindestfor- 
dernde vergibt,daß aber_die sig Leute bedeutend höhere 
Preise verlangt haben. Es hat mich auf den Gedanken gebracht, 
daß den Lieferaxten in Frankreich Staatszuschüsse gewährt wer- 
den,um den Auslandsexport zu fördern. Die Möglichkeit besteht 
daß wir den Zustand erleben können,daß wir im Saargebict die 
Steuern aufbringen dürfen,aber alles,was verausgabt wird,dem 


Belieben Frankreichs zugewendet wird. Wir _ verwahren uns dagegen, 


daß dieses System eingeführt wird,und verlangen,daß auch die 
saarländischen Firmen berücksichtigt werden. 


zu dem Etat der Postverwaltung. Die Freimarken wer- 


den in Paris Benrugkt in einer Form,die nicht_sehr künstlerisch 


ist. Ich sage,die Freimarken in der jetzigen Form können im 
Saargebiet hergestellt werden. 


( Zuruf: Fall Haller !) 


Von Herrn Karius,wird mir Fall Heller zugerufen, Ja,dort 
sind sehr gute Geschäfte gemacht worden. Diese wird man hier 
nicht machen können. 


 _Die Regierungskemmission hat einen außerordentlich 
großen Bedarf in Geldmitteln,denn ihr Apparat ist ungeheuer. 
"ir haben cin Her von Beamten und wir Sind der lleinung, daß 
man beim der Auswahl der Beamten nicht mit der nötigen Sorg- 
falt vorgegangen ist. Man hat_deutsche Beamte in ee 
in die sie nicht passen. Die Regierung sieht jetzt ein,daß der 
amtenapparat zu umfangreich ist. ‘ir sind durchaus mit ihr 
der gleichen llieinung,aber es fragt sich,wo beginnt man mit dem 
Abbau. Die Sache warv so gedacht,daß man einen großen Apparat 
aufbaut und dann anfängt abzubauen und die alten bewährten Be- 
amten heraussetzt. Wenn Beamte entlassen werden müssen,dann 
soll_man dort anfangen mit denjenigen Beumten,die seit Antritt 
der Regierung da sind. Ich möchte ei der Gelcgenheit darauf 
hinweisen,was in Genf Aufsehen erregt hat. Das ist die schlech- 
te Bezahlung der Beamten,gegenüber den französischen Beamten. 
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Der Farr Präsident des Landesrates hat letztens ausgeführt, daß 
es selbstverständlich ist,daß diese Beamten höher bezahlt wer- 
den müssen,da sie auch mehr brauchen als normaler leise es 

der Fall wäre. Diese glänzende Bezahlung trifft also nur für 
französische Beamte zu. Ich habe mir sagen lassen,daß eine 
deutsche Stenotypistin 400.-Franken,eine französische dagegen 
über 900.-Franken verdient. ‘Weshalb mehr wie das Doppelte 
Ich weiß nicht warun. | 


( Zuruf Karius: Weil sie so schön singen kann !) 
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Die schlechte Bezahlung äußert sich rückwirkerd auf Handel 

und Gewerbe. &s ist kein Umsatz da und deshalb sind wir dafür, 
daß die Beamten anständig bezahlt werden. ‘ir sind auch dafür, 
daß die Arbeiter soviel als möglich erhalten. | 
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( Zuruf: Wahlmanöver N) 


Wir sind der Ansicht,daß man mit den Füßen auf dem Boden blei- 
ben muß und nicht in der luft hängt. 

Yan vernimmt das Gerücht,daß die flegie Bedenken 
dagegen hätte ,daß die kemeindebeamten etwas stark bezahlt wür- 
den gegenüber den Regierungsbeamten und aus diesem Grunde ein 
Sperrgesetz erlassen will. llenn die Regierung wirklich diese | 
Bscht haben sollte,möchte ich dringend davor warnen. Sie | 
wird dann die ganze Bevölkerung geschlossen ie sich haben. 
Der Herr Präsident der Regierungskommission hat uns einmal 
gesagt,die_ Parlamente in Kr ganzen Welt,haben gewisse fest- 
umrissene Rechte und Befugnisse. Aber daneben laufen andere 
Gevohrheitsrechte umher. Ich wünsche ‚daß diese Gewohnheits- 
rechte allmählich Platz greifen und recht zahlreich werden. 
Wir hoffen auch,daß uns garantiert wird,die Ausgaben der Re- 

jerung zu besprechen und der Regierung Ratschläge zu ertei- 

en, Die A ae Mid gut dabei fahren und das Änsehen wird 
gestärkt. “ir hofien.daß diese Gewohnheitsrechte zu einem 
dauernden Recht werden. ir sind bei der ganzen Steuerreform 
davon ausgegangen.daß die Gerechtigkeit der_einzig richtige 

Grundsatz ıst,Tür die Erhebung der Steuer. Es Bot nämlic 
vermieden werden,daß bei eintretender Geldentwertung die ver- 
schiedenen Klassen auch verschieden belastet werden. liir ha- 
ben darauf hingewiesen,daß die Form der Gegenwärtsbesteuerung 7 
bleibt. Der Entwurf hat Fehler,daß er bei stark eintretender | 
Geldentwertung entweder zu wenig oder zu stark Steuern aufer- 
legt, Nach unserer Ansicht wird das Froblem dadurch gelöst E. 
dab die Finanzverwaltung den Gemeinden genügend Spielraum laßt. 
Der Gebietshaushalt nimmt ja die Kohlensteuer für sich in An- 
spruch. Durch diese Sache sind den Gemeinden die Grundeinnah- 
men entzogen worden. Wir sind der lMeinung,daß hier ein Aus- 
gleich geschäffen werden muß und daß man den Gemeinden cinen 
Basen Anteil von der Kohlensteuer zuweisen mub. Sie wissen, 

aß die Kohlensteuer von 20 % auf 5 % herabgesetzt wurde. Ki 
der Gewerbesteuer werden wir Vorschläge machen,die gewisse 
Ziele im Augs haben. Dudurch,daß 5 % erhoben werden vom gros- # 
sen und vom kleinen Betrieb,wird der Kleinhändwerker außeror- 
dentlich stark belastet, Die staatliche Veranlagung der Gc- | 

werbesteuer ıst gänzlich überflüssig. Wir haben nämlich die “4 
Afffassung vwertreten,daß die Gewerbesteuer von den Gemeinden #1 
erhoben werden soll. Diese sind am meisten daran inturessiert. ! 
ern Sie die Gewerbesteuer vom französischen Staat hereinbe- # 
kommen,dann wären sie so gestellt,duaß sie sich nicht an änderen 
Steuern Sch&dlos_ zu halten brauchen. Wir haben im Kommunalab- ° 
erasen den »atz von 70 % auf 100 S, erhöht. “Wir wollen mit # 

ieser Änderung cin klares Bild drüber schsffen,daß die feh- # 
lenden 80 % nicht cines: Tuges rcklamiert werden. | 
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Bine ändere Steuer,die Grund-und Gebäudesteuer kann unse- 
res Erachtens auch viel besser von den Gemeinden crhoben wer- 
& 


den. Wir bestehen darauf,daß die kebäudesteuer von dem wirk- 
lichen Ertrag erhoben wird. | 


Bei der Grundsteuer sind wir der lleinung,daß der Klein- 
bauernstand,den es ja_nur im Saargebiet grbt, in der neuen 
Form des Gesetzes möglichst geschont wird. Wir haben erlebt, 
daß der Vertreter der Landwirtschaft nicht ein einziges \al 
den Mund aufgemacht hat. 


Vorsitzender: Herr Schmelzer, Sie dürfen kein Mitglied beleidigen! 


Schmelzer : Ich will mich verbessern,er hat sich wie eine Null 

enomnen. ; 

. Die Regierung hat auf den dreijährigen Durchschnitt hin- 
ewiesen. Wir haben auf den dreijährigen Durchschnitt verzich- 
et. Die Besteue der Nichtphysischen Personen bei der Ver- 

mögenssteuer ist sehr bedeutungsvoll. Sie müssen bedenken,daß 

es eine Nenge Gesellschaften gibt,deren Aktien in Händen 2 

fusländern liegen, Die Steuer wird wiel einbringen,obwohl wir 

uns vollständig bewußt sind,daß der rein saarländische Besitz 
stark belastet wird, \iir sind dafür aus Gründen der steuer-. 
lichen Gerechtigkeit,daß diese Vermögenssteuer ausgedehnt wird 
auf Nichtphysische Fersonen. 
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| Weine Damen und Herren! Der Herr Reinhard hat hier 
eine großangelcgte Rede gehalten,die darauf hinauslief,daß 
der Arbeiter keine Steuern zahlen will. Aber wie er dann den, 
Haushalt des Staatswesens bestreiten will,darüber wird er _kei- | 
ne Auskunft geben. Ich glaube,Sie Herr Reinhard,sind ein Rech- 
ner für Sich selbst. | 


Ich komme nun zu dem Lohnsteuerabzug. 8 % will sogar 
der Steuerdezerhent der Stadt. Saarbrücken. Ich will Ihnen 
dies in ein paar \lorten auseinandersetzen. Sie wissen aus den 
Kommissionsberatungen,daß in’ dem 6 % igen Lohnstouerabzug | 
150 % Gemeindesteuern cinbegriffen sind und die Bürgermeister 
im ganzen Daargebiet versichern einhellig,daß sie nicht damit 
auskommen.V/enn nun die Lohnsteuer um 2 % erhöht würde ‚bestän- 
de die Möglichkeit,daß die Gemeinde ger mit der i 
Staatssteuer eingezogen würde. Gleichzeitig müßte auch der | 
Tarif für die anderen Steuerpflichtigen geändert werden.Die | 

hnsteuer ist jan bei dem Arbeiter sehr beliebt geworden, | 
weil sie für ihn ziemlich schmerzlos ist.Die Gemeinden werden 
wohl zu den 150 % noch 100 % beschließen müssen. Dann muß der 
Arbeiter so viel bezahlen,als 8 % ausmachen,da hilft ihm nie- 
mand davon,auch Herr Reinhard nicht. 


( Zuruf Reinhard: Ich we fe Ihnen den Stempel an den 
Kopf ') 


Zu 





Diese 100 % werden notwendig sein,nach_ der nung Else: 

Bürgermeister im Saargebist. Wenn die Steuer vom Lohn direkt | 
abgehalten wird,wird a ge Beamtenappurat gespurt und | 
iS in auch für den Arbeiter selbst wenig schmerzhaft. Machen # 
Sie Ihren Leuten von den Sozialdemokraten nicht vor,daß man # 
mit 6 % Lohnabzug auskommt,denn das ist unwähr. | | 


( Zuruf von den Sozialdemokraten: !!er hat das erklärt !) 


Das war Herr Armbrüster ‚Mitglied der Soziäldemokratischen 


Partei. 
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Partei. Man kann schließlich von einem Bas Hoben Gegner 
etwas annehmen,was vernünftig ist. Ich habe mich überzeugen 


lassen. 

Das Zuwachssteuergesetz,das nicht aufgebaut ist auf 
Gold,ist eine ungeheuere Belastung für den,den es angeht. Es 
bedeutet in den meisten Fällen einen Verlust und keinen Wert- 
zuwachs. Wir wollen es aufrecht erhalten,wenn der Franken 
ein stabiles Zahlungsmittel bleibt. Er bleibt aber nicht 
stabil,denn Frankreich verleiht Geld an kleine Staaten,cs 
führt die Inflation herbei. Man sieht es hier jeden Tag .mehr 
in dem Umlauf des vielen Notgeldes. Sie finden Scheine der . 
Armee und der Bergwerksdirektion. Erst von 5 Franken ab hat mad 
französische Franken,ein Beweis,daß die Inflation gchon da 
ist. Man muß die Politik Frankreichs im besetzten Gebiet 
wahrnehmen und man hätte erwartet,daß dort der französische 
Franken eingeführt wird. Die Sagar a -uten können ihre Ge- 
schichte nicht durchführen und Frankreich hütet sich,der. 
Franken einzuführen, | na 

Aus diesen Gründen sind wir dafür,die Steuer auf _ 
- Goldbasis aufzubauen, Noch ein ort zu den Steuern der Berg- 
' werksverwaltung. 
Die Bergwerksverwaltung_ hat die Kohlensteuer ermäßigt. 
Diese bringt für 1923 nur noch 30 Millionen Franken ein.Es 
ist eigentümlich,daß die Grubenverwaltung die Kohlensteuer 
herabsetzt und den Preis erhöht. Die Saargebietsverwaltung 
hat auf Antrag der französischen Regierung eine AFÄGABORE 4 
der Kohlensteuer vorgenommen und der Kohlenpreis wurde erhöht 7 
um 5 %. Mit dieser en  . des französischen Staates ist es | 
nichts. Der französische Staat _als Besitzer der Gruben ist 
verpflichtet,zum Haushalt des Saargebietes etwas beizutragen. 
00...$8 13 des Saarstatuts bestimmt: 
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" Der_ Beitrag der Gruben und deren Nebenanlagen, sowohl 
zu dem örtlichen Haushalt des »aarbeckens wie auch zu den 
Kommunalsteuern,wird unter gerechter Berücksichtigung des 
Verhältnisses des Wertes der Gruben zu dem gesamten steuer- 
pflichtigen Vermögen des Saarbeckens festgelegt." 


Es ist klar ausgesprochen,daf die Bergwerksverwaltu 
zum Haushalt des Saargebietes beitragen soll. Allerdings is | 
der Wert der Saarbergwerke sehr: schlecht festzustellen. Dem 
Deutschen Reich wurden eine Milliarde Goldmark angerechnet. l 
Der französische Staat schätzt den Wert auf Dreihundert il- 9 
lionen Franken. Jedenfalls steht der Wert der Gruben noch 
nicht fest. Vielleicht liegt das Richtige in der Mitte, Es | 
wäre das _richtige,wenn die Saarregierung den Wert der Gruben 
feststellen ließe,damit man weiß,was der französische Staat 
als Besitzer der Gruben zu zuhlen hat. Wir sind der Meinung, 
daß er viel zu wenig zahlt im Verhältnis zu seinem Vermögen. 

‘ Der Rohgewinn war im Jahre 1922 107 Millionen Fraaken,man 
kann aber zu einem Reingewinn von ungefähr 100 Millionen 
kommen. Der französische Staat hat nach einer Angabe 1922 
4 Millionen,nach einer anderen Angnbe 5 Millionen Franken | 
bezahlt. Es wären somit für Einkommensteuer und Gewerbesteuer # 
SO Millionen Franken zu zahlen,dabei ist allerdings nicht i 

. die Grund-und Gebäudesteuer. llır werden darauf sehen,daß der # 
französische Bergfiskus dien Steuern bezahlt,die er zu zah- | 
len verpflichtet ist. 1 
Nach $_68 des Einkommensteuergesetzes soll das | 
Oberbergamt die Befugnis haben,die Kontrolle darüber zu füh- # 
ren,was die Bergwerksdirektion zu zahlen hat. Das ist aber 49 
Aufgabe der Finanzämter und nicht des Oberbergamtes,denn bei # 
dieser Einrichtung müßte man sagen.da_ist der. Bock_zum Gärt- 7 


ner gemacht. 
\eine 


N POS 


2 


7Vv 








i 
| 


co 


a Ye is 


. Meine Damen und Herren! Mein Parteifreund Herr Dr.v 
Vopelius hat darauf hingewiesen,daß die litarbeit der Regie- 
rung in der Kommission diesmal sehr erfreulich war;im Gegen- 
satz zu Ra Komnissionsberatung, die wir schon hatten.Er h 
hat seinen Dank dafür ausgesprochen. Ich möchte erneut darauf 
hinweisen,wir haben immer wieder betort,daß wir gern mit der } 
Regierung zusammenarbeiten wollen. Wir waren enttäuscht,weil 
dies uamöglich gemacht worden ist. Wir nehmen gerne davon 
Notiz.wenn diese Art der Verhandlungen der Gewinn eirer neuen 
Aera sein solle und sind erfreut davon.daß. Herr Staatskommissar 
Dr.Liesch als Luxemburger mehr französische Höflichkeit und 
Courtoisie besitzt als die Franzosen selbst. Es ist häufig 
so,daß eine andere ...,...., durch die Unruhe des Hauses nicht 


verständlich.... 


( Zuruf des Herrn Staatskomissurs: Sie veranlassen 
mich zu sehr Dummheit gemacht zu 
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Meine Namen und Herren! Die erste Vorlage wurde von der Re- 
gierungskommission zurückgezogen und die Vertreter der Regie- 
rung haben in den Kommissioxenn unsere Anregungen entgegen- 
genommen und erklärten,wir ‚nehmen von ihren Anregungen Kennt- 
r1s. Nun ist aber die Kbteilung der Finanzen und Forsten 
nicht .die gesams;e Negierungskommission und wir wissen nicht 
wie sich die nn ce zu unseren Anregungen stel- 
len wird. Yird die Regierungskommission der Steuerkommission 
und der Finanzabteilung folgen,dann hat die Bevölkerung den 
größten Vorteil davon, 
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Vorsitzender: Das Wort hat der Abgeordnete Scheuer-St.Jngbert! 


Scheuer (Z,): Meine Damen und Herren! Namens der pfälzischen Mit- 
glieder der Zentrumspartei habe ich zu der Gesamtheit der | 
in diesen Tagen den Landesrat beschäftigenden Steuervorlagen 
folgende Erklärung abzugeben : 


Bezüglich der Regierung _des Gebietes des Saarbeckens 
Bagt $ 28 der Änlage zu Teil III, IV.Äbschnitt des Friedens- 
vertrages: 


" Die Gesetze und Verordnungen,die im Saarbeckengebiet 
am 11,November 1918 in Kraft waren \ mit Ausnahme der für den | 
Kriegszustand BES LOL Ban Bestimmungen),bleiben in Kraft. i 

Wenn aus \ründen der allgemeinen Ordnung oder um | 
diese Gesetze und Var een mit den Bestimmungen des vor- 
liegenden Vertrages in Zinklang zu bringen,Änderungen an Ih- 
nen vorgenommen werden müßten,so s»llen diese von der Regie- 
rungskommission nach Anhörung der gewählten Vertreter der 
Bevölkerung beschlossen und ausgeführt werden.Die Form die- 
ser Anhörung bestimmt die Aommission. 


$ 26 sagt in Absatz 3 : 


" Das am 11.Nrvember 1918 bestchende Steuersysten 
bleibt bestehen,soweit es die Umstände gestatten.Außer Zoll- 
abgaben darf ohne vorherige re der gewählten Vertre- 

ter der Einwohner keine neue Abgabe erhoben werden." 


Diese Paragraphen sind insoweit klar und zweifels- 
frei,als sie eine Änderung der bestehenden Gesetze und Ver- 
ordnungen sowie des „teuersystems nur unter gewissen Voraus- 
setzungen und unter gewissen Bedingungen zu lassen. Dagegen 
sind die Voraussetzungen ‚unter denen eng SSSarung BELLOR 
sein soll,so allgemein gehalten,daf, sie die verschiedenste 
Auslegung gestatten, 

i Auch über den Begriff der “ Anhörung der gewählten 
Vertreter der Einwohner " gehen die lkeinungen sehr ausei- 
nander.Die Hegierungskommission befindet sich dabei in der 
angenehmen Lage,das alleinige Necht der Auslegung zu be- 
sitzen.Wie wenig sie dabei sehr oft dem liillen der Gesant- 
heit der Bevölkerung eeengt et u.a.gerade bei der Frage 
der Anhörung der gewählten Vertreter der Bevölkerung in die- 
sem Hause schon des öfteren dargelegt worden.Auch hinsicht- 
lich der Voraussetzungen von Gesetzesänderungen steht die 
Bevölkerung und speziell die des bayerischen Teiles des 
Saargebietes,in sehr vielen Fällen auf einem ganz anderen. 
Standpunkt als die neiorungsbommi on lan. Zeh habe bereits in 
der Sitzung vom 80,0ktober gelegentlich der Beratung. der 
Schulvorlage betont und erkläre auch heute nachdrücklich,daß 
die Bevölkerung aus ganz bestimmten Gründen an den am ll. 
Novemser 1918 bestandenen Gesetzen festhalten wissen will 
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rischen Gesetze gaben eine recht brauchbäre Unterlage ab E 
für die uns vorliegenden Entwürfe. Das kann uns aber nicht 4 
von unserem Standpunkt abbringen,im Frinzip nur in den Fäl- 4 
len einer Anderung der bestehenden Gesetze zuzustimmen ‚wo 


wir 
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wo wir eine Anderung der bestehenden Pant für notwendig 
und ri;htig halten. Als Hevptgrund unserer Gegnerschaft gegen 
eine allgemeine Gleicenmacherei der Lesetze und Verordnungen 
im Saargepbiet habe ich in der »Ditzung vom 30.0Oktober angeführt: 
Wir wollen nieht und wollen besonders nicht noch selber mit- 
helfen,daß mit dieser Gleichmacherei. der Boden für ein Saar- 
geaget geschaffen wird.wie es vor dem Irjedensyertras nicht 
estander hat,wie es auch im !riedensvertrag keins Begründung 
findet wie es aber gewissen französischen Bestrebungen ent- 
spricht. Für üicsen Sinn der Abwehr der Gleichmacherei dürfte 
wohl auch üas preußische »aargebiet volles Verständnis haben. 
Bisher erfolgte die Vereinheitlichung der Verhältnisse in ein- 
zelnen Fällen.omme gleich den beir. Zanzen Zweig der Verwal- } 
tung umzugestalten. In vorliegendem Yalle wird gleich EN ag | 
ze system vereinheitlicht. Wenn das in diesem Tempo und mi | 
dieser Gründlichkeit weitergehen sollte ‚dann ist es mit der | 
lenken, der besetze,wie sie am ll.November 1918 in Kraft 
waren, bald aus. Was das insnesondere für uns in der vaarpfalz | 
bedeuten würde ,wenn einmal die Vereinheitlichung der Verwal- ! 
tung käns,darüber bei Fegebener Gelegenheit mehr. Für die _ | 
Regierungskommission wırd wohl ein Hauptgrund für die Verein- 
heitlichung cer Verhäithisss die leichtere Handhabung des gan- 
zen Apperates bei gleichen Verhältnissen sein. Das derf aber 
nicht dazu führen,daß entgegen dem Willen des Volkes Verhält- 
nisse geändert werden.die bei sinngenäßer Auslegung des Frie- | 
vertrages nur mit Zustimmung der Berölkerung sollten geändert _ 
werden dürfen. 


es am Landesrat liegt.das Unannehmbare in den vorlagen zu be- 
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seitigen und notwendig= Verbesserungen einzuführen, Wir wol- 
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des Saargebietes zum deutschen !atterlande glatt und ohne 
Schwierigxzeiten vnllzieht, | 


7 


rsitzender: Das ‘Vort hat der Abgeordnete Reinhard ! 


kinhard (K.F.) Wine Damen und Herren! Ich mıß schärfste Kritik 
üben an der Geschäftsführung des Vorstandes. Der Abgeordnete 
Schmelzer hat mich persönlich beleidigt und der Vorsitzende 
ha* nicht genügend aftngegriffen, Die Beleidigung zeugt von _ 
einer ganz nlederträchsigen Gesinnung.Venn er keine sachlichen 
'Zurufe vertragen kann ‚soll er sich nicht wählen lassen. 
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rsitzender: Den Vorwurf.als hätte ich nicht genügend gerügt ‚weise 

| ich mit Kntseniedenheit zurück. Ich habe _ Herrn Schmelzer zu 
recht gewiesen,mehr kann ich nicht tun.benau so,wie ich Herrn 
Schmelzer gerüst habe,rüfe ich auch Ihre Ausserung.die Sie 
zuletzt gemäch5 haben,indem Sie von einer ganz nicearigen Ge- 
sinnung gesprochen haben. Solche gegenseitige-Beleidigungen 
dürfen nicht statifinden. | 






Des Wort hat Herr Reinhard! 


N . ‚  \ - . . ‘h R 
einhara (K.FP. ;: Sie haber ihn nicht gerügt. 


, 


orsitzender: Herr Reinhard.ich betone nocheinmal,caß ich ihn ge- 
| r rü U 
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gerügt habe.Hinauswerfen kann ich ihn nicht. 
Das «ort hat der Abgeordnete Hoffmann ! 


Hoffmann ( S.F.): Zu den Ausführungen des Herrn Schmelzer,der so- 
zialdemokratische Beigeordnete Armbrüster hätte gesagt, daß 
es ihm unverständlich sei,warum wir den 8 % igen Lohnabzug 
nicht annehmen. Wenn das stimmt,so kann die Ausführung des 
Dezernenten der Stadt Saarbrücken uns nicht von unseren Stand- 
Bauer abbringen. ./enn man eine Erhöhung der lohnsteuer von 
% begründen will,dann mß man auch die Frage des Nachhinkens 


der _freien Berufe anerkennen und daß die Nachhinkung der ar \ 


en Berufe bei der Gegenwartsbesteuerung_immer noch ist. Bei 
eintretender Geldentwertung,werden die lohnsteuerpflichtigen 
immer entsprechend ihrem Einkommen versteuert,ganz anders 
wie die Lohnsteuerpflicht igen. Dies kann uns nicht be- 
wegen,einer Krhöhung der Lohnsteuer zuzustimmen,von der wir 
nicht überzeugt sind.\iir sind von der Geschichte nicht über- 
zeugt,weil es eine Ungerechtigkeit wäre,eine solche Erhöhung 
in das Gesetz hereinzubringen. Ich möchte die Herren bitten, 
er Staatsteil,der bis jetzt 4/5 betrug,weiter bestehen 

eibt, 


Vorsitzender: Das \lort hat der Abgeordnete Levacher! 
Levacher (Z.): Die Ausführungen sind ja sehr interessant,aber ich 
Fa Per Hoffmann hat vergessen,daß wir in der General-De- 
atte stehen. Ich bitte mur Generaldebatte zu führen. 
Vorsitzender: Das "ort hat der Abgeordnete Schmoll ! 


Schmoll (V.£f,H.u.L,): Meine Damen und Herren! Als lüglied des \oh- 
nungsbauverbändes möchte ich 'sagen,daß,trotz dem Herr 


Schmelzer sagt,er sei kläglich zusammengebrochen,der Wohnungs- ° 


bauverband Großes geleistet hat und daß diejenigen,diem mit- 

earbeitet haben ‚wissen,welch eine Fülle von Ar eit dabei ge- 

eistet wurde. Die Unstimigkeit liegt viel darin,daß den 
Handwerkern nicht genügend Aufklärung über das ER. 
wesen des Üohnungspauverbandes gegeben worden istı. „Ss stimmt, 
daß diejenigen Baulustigen,die el rang Bigenkapital 
hatten,ın ©chwierigkeiten geraten sind. \ier aber das _Saarge- 
biet durchreist,der weiß auch,wie gewaltig sich die Bautätig- 
keit entwickelt hat. Die Stadt Saarbrücken hat einst gänzlich 
versagt, Der :lohnungsbauverband,der segensreich gewirkt hat, 
wird viel zu viel kritisiert und zu unrecht kritisiert. 


Vorsitzender 
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Vorsitzender: Zur Generadebatte wird das \ort nicht mehr gewünscht. 
ie Debatte ist somit geschlossen. wir treten nun in die Ein- 
Hasberatung der Steuervorlagen ein. 
as \lort hat der Berichterstatter Herr Becker! 


Becker (2.)tı eine Damen und, Herren! Der Kommission lag neben dem 

} ntwurf zur Verordnung eine 10. were der Negie- 
rungskömmission vor. Diese POS TUUGHBE fordert die Gleichstel- 
lung der Besteuerung in dem bayerischen und an Fell 
des Saeargebietes und empfiehlt bei dieser Gelegenheit,eine 
Anderung der Tarifsätze vorzunehmen,da weder die »teuerstufen, 
nöch 'die »teuersätze den heutigen \iertverhältnissen ent- 
en würden. Es wird eine Ele sgBenn3 e Belastung von 2 % 
als angemessen bezeichnet. In der beneraldebatte sprachen 
sich fast sämtliche litglieder der Kommission gegen diese Vor- 
lage aus. Ls wurde betont,daß im Gegensatz zu verschiedenen 
anderen indirekten Steuerärten bei dieser Steuer die Erhebungs- ° 
kosten verhältnismäßig groß seien. Seitens der Regierungskon- 
mission wurde jedoch erklärt,daö sie EraseR lert auf diese 
Steuer lege; infolgedessen wurde beschlossen,in eine Beratung 
der Sala rapie RR Y 

| eitens der Xommission wurde angeregt,den Lrtrag der 

mer zur Linderung der Notlage auf dem "ohnungsmarkt zu ver- 
wenden. 

Ferner wurde angeregt,die Steuer mit der Grund-und 
Gebäudesteuer zu verbinden und gleichzeitigb zu erheben.Die 
Regierung erklärte zu diesen en nen eine derartige 
Verbindung der Steuer nicht durchführbar sei. | 

leiter wurde der Regierung nahe gelegt,im Falle der 
Erhebung der Steuer durch Kleben von !!arken in ähnlicher Form 
wie bei den Steuerbüchern oder den Invalidenkarten zu erheben. 

Das Vorwort soll folgende Fassung erhalten: 


" Auf Grund der _$3 23 und 26 der Anlage zu Abschnitt IV 
Teil 3) des Friedensvertrages von Versailles, 
nach Anhörung der gewählten Vertreter der Bevölkerung 
und gemäß ihrem Beschluß vom. ....sr ec: .eeessr Be Ei . 
verordnet die Regierungskomnmission was folgt: " 


Spyaog ayasıyda Bouayf Uayanıgı0oS HT 


erhält nach der Kommissionsberatung folgende Fassung: 


" Pacht-und llietverträge,deren Betrag 500.-Goldsark 
franken jährlich übersteigt ‚unterliegen einer in 
die Landeskasse des Saargebietes fließenden Sten- 
pelsteuer. 


m Er 


Ein litglied stellt den Antrag,bei ohnungen für jedes_unter 
16 Jahre alte Kind des iiohnungsinhabers die Steuer um 2 
zu ermäßigen. Im Falle der Bedürftigkeit des Inhabers_solle 
& auf Antrag nach billigem Ermessen des lütgliedes der Regie- 
rungskommission,Äbtl. für Finanzen und Forsten auf die Erhe- 
bung Verzicht geleistet werden. an 
.. Die übrigen lütglieder der Kommission sprachen sich 
gegen diesen Antrag sus,da er in der Fraxis nicht durchführbar 
re pr 


abgelehnt. __ 

| Ein Antrag,in den $ 1 eine steuerfreie lüindestgren- 
ze für die zu erhebende Stempelsteuer in Ihe von monatlich 
Fres. 80.-jährlich 960.-Fres. aufzunehmen,wird einstimmig an- 
genommen. 


Dieser Zusatzantrag wurde daher gegen eine Stimme 1 


2 
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erhält nach einstimmigem Beschluß folgende Fassung: 


." Die Stempelsteuer beträgt für schriftliche oder münd- 
liche Verträge über die PUR ZROE ARE oder Vermietung im 
Syergebiet gelegener Grundstücke oder ihnen gleichgeach- 
teter Rechte 2 _v.H. des Pacht-und Mietzinses,wobei der 
u Nert von Nebenleistungen dem Zinse nicht hinzuzurechnen 


St.‘ 





erhält durch einstimmigen Beschluß folgende Fassung: 


* Befreit sind lüetverträge,deren monatlicher Betrag 
80.-Fres.nicht übersteigt und solche llietverträge ‚durc 
welche Gastwirte oder gewerbsmäßige Zimmervermieter 
nicht ortsansässige Personen zur vorübergehenden Beher- 
bergung aufnehnen. | En 

Die Verpflichtung der Gastwirte zur Entrichtung der 
Umsatzsteuer wird durch die Befreiung vom Nietsstempel 
‚nicht berührt. 


ren en a a 


/ Die Kommission beantragt Streichung dieses ade he hen 
und wünscht;daß diese Bestimmungen durch Ausführungsbestlm- i 
mungen festgelegt werden und da insbesondere die zu Eingang 
des Kommissionsberichtes erwähnten Steuerbücher eingeführt 
werden sollen. 


N" ProZ 


wird durch einstimmigen Beschluß angenommen. ; 
Die $$ 8, 9, 10, 11, 12, 18, und 14 | 
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beschließt die Kommission einstimmig,den l.Absatz zu streichen, 
da 1 
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Be Sach diesem Absatz noch eine Erhebung in liäark vorgesehen 
ist. 


Absatz 2 des $ 16 wird durch einstimmigen Beschluß angenomnen. 


> 17 


wird aus dem gleichen Grund wie die $5 5 und 6 gestrichen. 


wird in der im Entwurf vorgesehenen Fassung angenommen. 


Alsdann wird:noch beschlossen,eineh Schlußsatz einzufügen, 
nachdem die Verordnung am l.Jamuar 1924 in Kraft treten soll. 
.. Wie zu Anfang des Berichtes schön angedeutet,wär die 
Kommission der Fir die Vorlage abzulehnen sel.Die 
vorliegende Beratung des Entwurfes soll daher nur Geltung 
haben, für den Fall,daß die Verordnung dennoch in Kraft treten 


sollte. 
(Bravo! ) 
Vorsitzender: Das "ort hat der Abgeordnete Hütters! 


Rütters (2.1: Meine Damen und Herren! Die u a hat den vor- 
Tlegenden Gesetzentwurf damit begründet,daß der bisherige A- 
stand im preußischen und bayerischen Teil sehr verschieden 
sei.Der Vertreter der Hegierung hat erklärt,daß die Regierung 
auf die Steuer are Wert lege. Unsere Fraktion steht auf 4 
dem »tandpunkt,daß diese. Steuer.eine Belastung der armen Be- 
välkerung bedeutet und daß die “ohnungszwangswirtschaft nicht 
aufgehoben werden kann, ;ir haben alle ein Interesse daran 
an der Vermehrung des iohnungsbaues.Die Schuld liegt an der 
Regierungskommission,weil sie nicht rechtzeitig zur Beschaf- 
fun® von Baukapital besorgt war.Ls_ wäre erwünscht gewesen 
wenn die Hegierung in der letzten Sitzung den Vertretern des 
Landesrates gefolgt wäre und den Divisor vermindert hätte,da 
beim Sinken des Franken die Hausbesitzer weniger erhalten als 
sie bisher hatten. Falls die Regierungskommission nicht auf 

iese Steuer verzichten will,wünschen wir,daß der Entwurf 
esetz wird in der Form,wie ıhn die Kommission beschlossen hat. 





| "Br#eano)') 
Vorsitzender: Das "ort hat der Abgeordnete Ringle! | 


Ringle (S.P,): Meine Damen und Herren! "ir haben zu dem Verordnungs- 

SF entwurf zu betonen,daß wir die gegenwärtige Zeit nicht für 
geeignet finden,die Lebenshaltung der Kreise,die in Miete 
wohnen,noch verteuern zu helfen. Is ist dies umsomehr zu be- 
achten,da die Einkünfte der Lohn-und “ehaltsempfänger in kei- 
nem Verhältnis stehen zu den Lebenshaltungskosten. !/ir gehen 
&ber weiter und BOBEL wir schlagen hier eine \iohnungsluxus- 
steuer vor und das Erträgnis der liohnungsluxussteuer soll 
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wieder der Bautätigkeit zugute kommen.!iir schlagen also eine 
ohnungsluxussteuer b vor und bitten das Plenum,diesem Antrag 


zuzustimmen. 


Vorsitzender 








Hay. ur | | 
Vorsitzender: Das "ort hat der Abgeordnete Dr,v. Vopelius! 


Driv:Vopeiius ( L.V.): Meine Fraktion steht auf dem Standpunkt, 

aß,wenn die Negierung nicht auf die Versteuerung von Pacht- 
und lüetverträgen verzichten kann,der Entwurf Gesetz wird, 
wie ihn der Landesrat vorgeschlagen hat. | 

blehnen möchte ich den Antrag betr.einer \lohnungs- 

luxussteuer,nicht weil diese steuer ah sich etwas gesundes 
ist,sondern weil sich diese Steuer nicht lohnt,da noch 
nicht einmal die Erhebungskosten herauskommen. 


Vorsitzender: Das ort hat der Abgeordnete Dr,Scheuer! 


Dr.Scheuer ( D.P.): Meine Damen und Herren! lür wäre es sympatisch, 
wenn die Psieruneskommnissdon die Steuer erheben würde. | 
Wenn die Goldklausel eingeführt wird,dann kann es beim | 
bisherigen preußischen Gesetz bleiben, denn dieses Gesetz 
sieht ganz minimale Stempelabgaben vor. 

Bezüglich des "ohnungsluxussteuergesetzes hat 
die Stadt Saarbrücken s.Z.ein solches a a, 
was aber von der a he; abgelehnt wurde. Infolgedessen 
wird Ihr Antrag,lierr Ringle,nicht bestätigt werden. Die 

2 Barca pr rs hat bereits abgelehnt,als die »tadt 
Saarbrücken einen derartigen Antrag eingereicht hat. Ich 
persönlich bin nicht dagegen. 


Vorsitzender: Das \iort hat der Abgeordnete Schmoll ! 


Schmoll (V.f.H.u.L.): Meine Damen und Herren! Zunächst muß ich 
mich wundern,daß Vertreter einer großen Partei des Landes- 
rates sagen,nicht die politischen Parteien,sondern die 
Regierung sei schuld,daß die Hausbesitzer nicht mehr Niete 
bekommen. \ienn Sie immer so für uns sorgen wollen,wie sie 
es heute zum Ausdruck gebracht haben,dann sind wir mit 
Ihnen zufrieden. Es ist allerdings außerordentlich ver- 

 dächtig,wenn Sie so kurz vor der Wahl etwas für den Naus- 
besitz fun wollen. 

Wir sind im allgemeinen mit der Vorlage einver- 
standen. Ich bin der Ansicht,daß in einer Zeit,in der der 
Vermieter stark belastet ist,auch derjenige der eine \ioh- 
nung benutzt,entsprechende Steuern zahlen kann. Doch muß 
diese Steuer sozial ausgestaltet werden. \ür wollen nicht 
den \ieg gehen,den die meierungekammige on vorgeschlagen 
hat. Wir wollen aber auch nicht sagen,die niedrigen Mieten 
sollen frei bleiben,denn die lüete ist nicht der Ausdruck 
der teistungsfähigkeit des einzelnen. Es kann jemand ge- 

ringe Mieten zahlen und ist sehr leistungsfähig,während 
z.B. der Familienvater von vielen Kindern ‚welcher natür- 
licher lleise eine Te: Er058 Wohn haben 
muß,durch srIehe erg Bar) betroffen wird.&s kommt 
hinzu,daß bei der heutigen lage viele Eoansngen sind,in 
kleinen billigen W"hnungen zu wohnen,die sich nach ihrer 
wirtschaftlichen lage sehr gut bessere Wohnungen leisten 
können, Bei dieser Steuer ist der lioment gegeben,den Fa- 
milienvater zu schützen,mit anderen Worten,der jenige ‚der 
nach der Zähl der Kinder eine große liohnung braucht,soll 
geschützt werden.\ir haben deshalb zu 8 1 den Vorschlag 
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gemacht, für jedes unter 16 Jahre alte Kind wird die Steuer 
um 1/4 des Betrages ent: Des ist meiner Ansicht nach 1 
ein außerordentlich gerechtes und vernünftiges- System. 4 
Diesem Gedanken wurde RSS RE a en.ee sei zu kompli- | 
ziert. Ich bitte Sie aber,überlegen Sie sich nocheinnal, | 
ob mein Vorschlag nicht der bessere ist. 

Wir wollen auch nach einen zweiten Vorschlag 


machen, indem wir sagen, " im Falle der Bedürftigkeit des 


Wohnungsinhabers 
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Wohnungsinhabers wird die Steuer erlassen. Es soll also auf 
trag die Steuer vollständig erlassen werden,können. Ich 
bitte meins Vorschläge nocheinmal zu prüfen. 


Vorsitzender: Dus ort hat der Abgeordnete Karius ! 


Korius (Z.): Wir von der Zentrumspartei sind stets bereit,ihnen ge- 
recht zu werden, Es liegt übrigens nicht an den politischen 


Parteien,sondern einzig und allein an der Hegierungskommission.? 


Es muß sufhören.deß Sie Ihre Vorwürfe nicht un die Adresse 
"ichten,än die sıe gehören. 


Vorsitzender: Das Wort hat der Äbgeordnete Neinhard ! 


'Reinhurd (K,P.): Die Kommunistische ‚Partei lehnt die Verordnung betr; 


ersteuerung von Paeht-und llietverträgen ab,weil diese eine 
scharfe Belastung darstellt für die Armsten der Armen. 
Ferner halten wir die Kosten weit höher als die Ein- 
gänge.Aus diesenn Gründen verzichten wir auf die Steuer und 
lehnen den Entwurf ab. 


V\orsitzender: Das \lort hat der Abgeordnete Schmoll ! 


Schmoll (V.£f.H,u.L.): Ich möchte Herrn Karius bitten zu sagen,worin 
die liehrkosten bestehen. Ob ich von der Niete 2 % oder ob ieh 
1 2 “ in Karken klehe ‚bleibt sich gleich. An liehrkosten 
entstehen nicht ein Centimes. 
Dunn hät Herr Karius,so oft das Ende meiner Partei 
geweissagt. Es wird eine Enttäuschung für ihn werden,wenn 
wir wieder in Sen Landesrat einziehen. Dieselbe Enttäuschung 


ae such sehon bei den Stadtratswahlen in Suarbrücken 
erlebt. 


orsitzender: Das “ort wird nicht mehr gewünscht. Ich schließe somit 

die Debatte. | Mi 
Wir kommen nun zur Abstimmung. Von_der Kommission sind 

eine age Reihe Abänderungen beantragt. Ich stelle fest,daß 
alle Abönderungen einstimmig erfolgt sind und weil Äbgeord- 
neter Becker sehr eingehend diese einstimmige Stellungnahme 
cargelegt hat,glaube ich,können wir darauf verzichten,die 
RRRER NL Su erungen getrennt vorzunehmen. _ 

Ich frage Sie,ob Sie mit der einstimmigen Stellung- 
nahme der Kommissior wie es der Herr Berichterstatter aus- 
drücklich betont hat,einverstanden sind. Widerspruch erhebt 
sich nicht. sie sind damit einverstanden. 


Es liegt ein Antrag des Herrn Schmoll vor,welcher lan- 


tet: 
Zu $ 1 
Zusatz: Dei \'ohnungen ermäßigt sieh die Steuer für jedes unter 
16 Jahre alte Kind des lichnungsinhubers um V/4 des 
Steuerbetrages. 


Im Falle der Bedürftigkeit des ohnungsinhubers 
soll nüch billigem Ermessen dus Mitglied der Regie- 
rungskommission Abt1.Finanzen auf die Erhebung der 
Stener Verzicht geleistet werden. " 


Ich frage,wer für den verlesenen Antrag des Herrn Schmoll ist, 
möge sich erheben.- Es erhebt sich Herr Schmoll allein. 


fer gen st somit gegen die Stimme des Herrn Schmoll aäbge- 
ehnt. 


Wir 
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“ir kommen weiter zu dem Antrag der Soziuldemokrätischen 
Partei,welcher lautet: 


"Der Landesrät wolle beschließen, die Regierungskomnis- 
sion wird ersucht,den Kommunen die Erhebung einer \liohnungsluxus- 
steuer zu gestätten. ' 


Das Wort hierzu hat der Abgeordnete Hoffmann ! \ 


Hoffmann (S.P.): Wir wollen mit unserem Antrag nur erreichen, daß 
die Regierungskommission den Kommunen die Erhebung der \loh- 
nungsluxussteuer nicht verbietet. 

Vorsitzender: Ich lasse über den.Antrag abstimmen. | 

| wer für den Antrag der Sozialdemokratie ist,möge_ sich erheben. 
Der Antrag ist angenommen gegen die Stimmen der Liberalen 
Volkspartei,sowie gegen die Stimme der Herren »chmoll und 
Dr.Scheuer. 


Wir kommen weiter zu den Verordnungsentwurf betr. 


die Grund-und Gebäudesteuer. 


Das !lort hierzu hat der Berichterstatter Herr Karius! 


Karius (2.): Weine Dame und Herren! In der kinleitung wird anstatt 
des 19 der 3 23 gesetzt. 


Spyamag ayasıydmbousss. er ar ar ET, 


In Artikel 1 
wird änstätt: " Reinertrag 60 Üts. ' gesetzt:" Reinertrag 20_ 
Goläeentimes " 

In Artikel 4 
werden die \lorte: " 20 Qentimes " durch die Worte :"* 20 Gold- 


eentimes ersetzt. 


in Artikel 6 


werden die lorte: " 8 Oentimes " durch die “orte : "3_Gold- 
| sentimes ersetzt. hy 

| m übrigen wird die ännahme der Artikel 8,5,7,8 und 
9 vorgeschlagen. 


ee 


Vorsitzender: Das !iort hat der Abgeordnete ARütters! 


Rütters (Z.): In dcr Begründung der Regierungskomission ist nit- 
geteilt worden,daß eine Vereinheitlichung der Steuer erstrebt 
wird. Wir werden die Vorlage mit den in der Kommission ge- 
machten Änderungen ännehmen. Grundsätzlich wollen wir die 
Steuer auf die Goldbasis gestellt haben. 


| Vorsitzender: Dus \iort hat der Abgeordnete Hoffmann 


Hoffmann (S.P.): Die Sozialdemokratische Fraktion ist der Auffas- 1 
sung,daN den semeinden ‚dig bis jetzt die Sondersteuerordnung 4 
hatten, für die \Mrund-und Gebäudesteuer die vonderordnung bei- 
behalten können. Die Goldkluusel akzeptieren wir,da ja sonst 
dus Gesetz keinen Zweck hat. Es mul; vor ullen Dingen darauf 


gesehen 
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geschen werden,deß die Regierung die Goldkluusel akzeptiert 1 
und ich möchte den Herrn »Stuutskommissar bitten,daß er sich 
für diesen "unsch des Lündesrates einsetzt. | 


Vorsitzender: Dus Wort hat der Abgeoränete Dr.v.Vopelius! 


Dr.v.Vopelius (L,V,): Meine Fruktionstimmt ebenfalls für die Vor- 
lu&c mit den Abänderungen, dic die Kommission getroffen hüt. 
Diese Abänderungen sind notwendig und Voraussetzung für unsere 
Zustimmung. 


Vorsitzender: Das \iort hut der Abgeordnete Schmoll ! 


Schmoll (V.£.H.u.L.): Meine Dumen und Herren! Der Herr Kurius hat 
gemcint,daß die Grundbesitzer keine are im Lundesrat | 
nötig hätten. Ich glaube aber,deß er jetzt einsieht,dußB 
der Mrundbesitz cinen Vertreter im nässrat nötig hat.Dus, 
was Herr Karius vorgetragen hat,ist cin Unding. Offenbär hüben 
Sie sich nicht genügend mit der \uterie befußt,Herr Kurius. 
!enn düs,wus Sie hier vertreten,Gesetz wird,dann muß der 
buyerische Teil des Suargebictes 4 mul so viel Steuern zuhlen 
wie der preußische Teil. Sie belusten die Landwirtschuft in 
Bayern viermal so sturk als in Freußen. Wir sind uns darüber 
einig,daß wir nicht über die Vorlage hinausgehen sollen. Ich 
möchte Sie dringend bitten, überprüfen Sie noch einmal Ihre 
Vorschläge. \ienn Sie gestätten,will ich vie auf den richtigen 
„eg führen. 

Wir gehen von der buyerischen Veranlugung aus.Die 

alte he in Gulden nit Y75.000.-Gulden dient nur dü- 

zu,um das Verhältnis der Grundstückswerte festzulegen, dies 

ist die"Grundstücksverhältniszahl". Die Grundstückswerte sind 

nuch Bonnität veranlagt worden, Dus Ergebnis der »teuer in 

der Vorkriegszeit war 81.000.-Goldmurk.senn Die diese baye- 
rische Veranlagung von 81.000, -Goldmärk erheben wollen ,dann 
ergibt sich auf den Franken umgerechnet cin Betrag von 
38.750.-Goldfranken. Diese Summe wird aufgebrächt,unter Au- 

rundclegung der 'Grundstücksverhältniszenl *. Sie würden 

mal soviel,also 4 x 38,750.-Goldfranken aufbringen. 

| In Artikel 4 sind richt 20 Goldcentimes einzusetzen, 
‚sondern 5 Goldeentimces und in Artikel 1 nicht 20,sondern 15 
Goldeentimes, 
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Vorsitzender: Das \lort hat der Abgeordnete Karius! 


Karius (Z.): Ich muß um m sehuldigung bitten. Ich habe den Bericht 
BR ° an Hand des Kommissionsberichtes gemacht. An Hund meines Be- 
richtes soll in Artikel 2 statt_3 Fapier - centimes_ 

3 Goldeentimes gesetzt werden. In Artikel 4 heißt es 6 Gold- 
centimes und in Artikel 6 3 Goldcentimes. | 


ZN Po 


Vorsitzender: Das «ort hat der Abgeordnete Acinhard ! 


Reinhard ( K. ?.): Meine Damen und Herren! Die Vorläge-sicht Be- 

5 steucrung von ‚lohnungen und von Grundeigentum vor. Grundsätz- 
lich sind wir gegen die Besteuerung von ::ohnhäuscern. Diese 
Steuer trägt nicht der Hausbesitzer,sohdern der,der die liete 
zahlen muß. Die französische Grubenverwaltung hat vicle :loh- 
nungen und zahlt keinen Gentimes. Die Grubenverwaltung zieht 
ungeheuer hohe .iieten ein und die Bemühungen der Kommunen von 
der Grubenverwaältung ihre Steuern zu erreichen sind geschei- 
tcrt. Man beruft sich immer wieder auf den !'riedensvertrag. 
.ir müssen deshalb cine Bestcuerung von ::ohnungen ablehnen. 

has die Besteuerung des Grundbesitzes anbelangt,so 
sind wir grundsätzlich dafür aber unsere Ansicht ist dic ,daß 
| unbedingt 





Re 


unbedingt einen Grenzc gesctzt werden muß,daß diejenigen, die 
einen Blumentopf haben- die weinige Ar haben-frei bleiben. 
ie gesagt,meine Partei kann sich für dieses Gesetz nicht er- 
wärmen. 


Vorsitzender: Das {ort hat der Abgeordnete Ies»ehsusrt Schmoll ! 


Schmoll (V.f.H.u.L.): Meine Damen und Herren! Die zweite Lesung 
dieser Vorlage ging schnell vonstätten,sie war sehr schnell 
erledigt. Die Berichterstattung über die Grundsteuern habe 
ich abgelehnt ‚weil meine Fraktion einer Serichterstättung 
nie gewürdigt worden ist. Ich habe gesagt,daß ich,nachdem man 
mich cin ganzes Jahr kaltgestellt ‚während es im parlamentu- 
rischen Leben üblich ist,übernehme ich such in der letzten 
Sitzungsperiode nicht die Berichterstattung der Grundstuuern. 


Vorsitzender: Das iort hat der Abgeordnete Reinhurd ! 
Reinhard (K.P.): Ich habe in der Kommissionsberätung meine Beden- 


ken geltend gemacht und vertrete heute im Plenum densclben 
Standpunkt. | 


Vorsitzender: !!er für diese en einschließlich der besprochenen 


Änderungen ist ‚möge sitzen bleiben... 
Dafür sind die Herren Reinhard und »chmoll,alle anderen lüt- 
glieder sind dagegen. 


Es liegt ein Äntrag des Herrn Dr,Scheuer vor,welcher lautet: 


' Der Entwurf ist in der iicise umzuarbeiten,daß bei 
sämtlichen bebauten Grundstücken an Stelle der gänzlich un- 
brauchbaren alten NMutzungswerte ‚die derzeitigen Ertregswerte 
Zu Grunde gelegt werden,die sämtlichen Gemeinden durc 
alljährliche Personcnstandsaufnahme bekannt werden. 






der gemeine «ert gesetzt werden,da dieser im Hinblick auf 
die ın dieser Form investierten Werte den gerechten »teuer- 
maßstab darstellt. 


Vorsitzender: Das Wort hat der Abgeordnete Becker ! 


‚Becker (2): “ir haben in der vorigen ochc eingehende a a 
E mit Vertretern von Gemeinden gemächt und Sostnastelit auf 
diese dem Entwurf zustimmen. Die ginzige Gemeinde,die nicht 
damit einverstanden ist,ist die Stadt Saarbrücken. Die Stadt 
»äaarbrücken hat nicht einmal eine einheitliche Veranlagung 


für die 3 Stadtteile und aus diesem Grund bitte ich,den Antrag 


des Herrn Dr.Scheuer abzulehnen. 


Vorsitzender: ir stimmen ab. \ler für den Antrag des Ferm Dr. scheuer 


ist,möge sich erheben. | E | 
er ist Herr Dr.»cheuer allein,die übrigen Litglicder sind 
agegen. 


Das \iort hat der Abgeordnete Schmoll ! 


Schmoll (V.f.H.u.L.): Meine Damen und Herren! Ich möchte zu dieser 
| Vorlage mein Gutachten abgeben: 


" Die Vereinigung von Hausbesitz und Landwirtschaft 
stimmt den Regierungsentwurf einer ‚Verordnung betr.die Neu - 
regelung der Urund-und Gebäudebestceuerung zu. _ 

1e wünscht jedoch eine lestlegung der »teuer auf der 









Goldfrankenbasis 





Für den unbebauten_ Besitz soll an Stelle des Ertrages 
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bayerischen Teil vor dem Kriege. 

Der im bayerischen Teile festgesetzte Katastermäßige 
Reinertrag mit 31.000.-Goldmark wäre in 38.750,-Goldfranken 
umzurechnen. Unter Zugrundelegung der " Grundstücksverhält- 
niszahl" von 775 _000.- errechnet sich somit ein Steuersatz 
von 5 Oentimes, Diese wären in Artikel 4 an Stelle von 20 
Centimes zu setzen und in analoger Anwendung in Ärt,1l an Stelle 
von 60 Qentimes = 15 Goldcentimes. 

Um das von der Regierungskommission beabsichtigte Steu- 
ersoll_ bei der Haussteuer zu erreichen,wäre in Artikel £ und 
Artikel 6 3 Nentimes ein Goldeentimes zu ersetzen. " 


Goldfrankenbusis unter u des Steueraufkommens im 
r 
T 


orsitzender: .Ich frage Sic,wer ist für das Wutächten des Herrn 
chmoll.- Herr Schmoll ist allein dafür,alle anderen Nitglie- 
der sind dagegen. 
Wir vertagen uns bis heute lliittag 2 Uhr 80 Minuten. 
Schluß der Sitzung 1 Uhr mittags. 


--- 000 --- 
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Nachmittags-: Sitzun i 
am 26.November 1923. | 


—— u | — 


Beginn 2 Uhr 30 Münuten. 


Vorsitzender: Wir fahren fort in unserer Beratung mit dem Verord- 
nungsentwurf betr. Besteuerung von Grundstücksübertragungen. 


TE DIEN 2 zu 
a nn Fer 
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Das \iort hat der Berichterstatter Herr Karius ! 
Karius (Z.): In der Anlage soll es heißen : . $ 23 - 26 der An- 


lage usw. | | | 
In Artikel 2,Absatz 2 und Artikel 3,Abs.2 beantragt 
die Kommission anstelle des Satzes 20.v.H. ' 10 w.H, ' 
zu setzen. BAER Ein 

Im übrigen empfiehlt die Kommission die Vorlage zur 


Annahme. 
Vorsitzender: Das "ort hat der Abgeordnete Hütters! ee 


Rütters (Z.): Meine Damen und Üerren! !ir erklären uns mit den 
vorgesehenen 6 % einverstanden. Die »teuer wird jetzt in 
gen Dvaargebiet die gleiche sein. Diese hat den Vorzug, 

aß jeder weiß,wieviel er zu entrichten hat. “ir sind der | 
Meinung,daß der Anteil den früheren Verhältnissen entspricht. | 

Wir beantragen,daß in 3 4 statt 2/6,- W6 gesetzt | 
werden und der Anteil der Kreise in \egfall kommt weil dies 
zu Schwierig ist. Den Äntrag werde ich schriftlich ein- 
reichen. Im übrigen nehmen wir die Vorlage mit den Ande- 
rungen der K>mmission an. N 


Vorsitzender: Das \lort hat der Abgeorinete Dr.v.Vopelius ! 


Dr.v.Vopelius (L.V.): Namens meiner Fraktion kann ich erklären, _ | 
daß wir die Vorlage annehmen mit der Abänderung, statt 20 % 1 


0 % zu setzen. 
Vorsitzender: Das Wort hat der Abgeordnete Schmoll ! 


Schmoll (V.f.H.u.L.): Meine Damen und Herren! Uns scheint der 
| Prozentsatz von 6 % zu hoch. \iir sind der Ansicht,wenn man 
den Umsatz an !laren besteuert,dann muß doch letzteh Endes 
der Konsument die Steuer tragen. So auch hier. wenn wir auf 
die normale Zeit vor_dem Kriege zurückgreifen,können wir 
feststellen,daß des Reich 2/3 % und der Bundesstaat 1 % 
erhoben nat. Insgesamt waren das 1 2/3 % . Dann kam noc! 
bisweilen die Gemeinde hinzu mit 1 %,sodaß wir z.B. in 
‘Saarbrücken alles in allem 2 2/3 % bezahlt haben. Deshalb 
sind wir der Ansicht,daß der Sprung von 2 2/3 %_bis zu6 % 
zu gewaltig ist und daß 4 % ausreichen werden. Ich stelle 
einen dementsprechercen Antrag und wünsche ferner noch,daß 
- man den \!ohnungstauenden unter die Arme greifen soll. In 
al’en den Fällen,wo jemand ein Grundstück kauft,um ein Haus 
zu errichten,so.l die Steuer auf 50 % auf Antrag ermäßigt 


werden. 
Der Antrag zu Artikel 3 a lautet: 
' " Wird ein Grundstück zur lirstellung von \lohnungen er- 


worben und wird innerhalb von 6 Monaten mit dem Bau ernst- # 
lich begonnen,so wird auf Antrag der stempel zur Hälfte 4 


zurückbezahlt., | | 4 
Dann habe ich wesentliche Bedenken dagegen,daß in Artikel 2 1 
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die 20 Z in 10 % herabgesetzt werden sollen. Das wird zu Strei# 
tigkeiten führen. ber Verkaufspreis und der wirkliche Wert des 
Grundstücks liegen oft so weit suseinander,dafß man sich über 7 

% überhaupt nicht streiten sollte. las Grundstück ist viel- 
leicht in !ürklichkeit lÜ % wertvoller als im Grundstücksver- ? 
trag angegeben. sie haben dann eine Fülle von Linsprüchen u ! 
erwarten. Lassen Sie diese 20 %,dann wird so 1adcht niemand | % 
Einspruch erheben. Wer kann überhaupt ein Grundstück auf 10 2% 
hin bewerten. Als »achverständiger kann ich sagen,dal es außer! 
ordentlich schwer ist,z.B. zu sagen,der Grund und Boden 'ist | 
10.-lark wert oder er ist 11.-Nark wert. Deshalb kann ich mich? 
nicht auf den Standpunkt dieses Vorschlezes stellen. # 
Im übrigen bin ich mit der Vorlage einverstanden. 


47 
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Vorsitzender: Das ‘ort hat der Abgeordnete Ioffmann! 


el 
Hoffmann (5.P.): Meine Damen und Herren! Ich bitte Sie,zu berücksich-) 
tigen,daß die Ausführungen des Herrn Schmoll in Frage kommen, ® 
wenn Sich die Sachverständigen auf einen \iert geeinigt haben. 
Ich möchte besonders bitten,den Antrag des Herrn Schmoll abzu-! 
lehnen. Nach der Verordnung der ROSE LUDEDRONESES.IOR von 2.  ® 
Juli 1923 besteht bereits für den KXleinwohnungsbau bei Grund- 
sticksübertragungen steuerfreiheit und wenn der Antrag »chmoll? 
angenommen wird,haben wir eine gewaltige NerSchlaghisruse zu 
erwarten. Ich bitte deshalb,den Antrag des Herrn Schmoll ab- # 
zulehnen und den Vorschlag der Kommission anzunehmen. Ich habe/ 
den Antrag gestellt,daß die Verordnung No.413 Amtsbl.16 vom 
2.Juli 1923 betr.steuerliche Ver BER LESUE, 0. DLCHORE TEREEER 
bauten,weiter ausgebaut wird. Ich möchte »ie bitten,diesen 
Antrag anzunehnen. | 


Vorsitzender: Das "ort hat der Abgeordnete Becker! 


Becker (Z.):Ich glaube,daß die Angaben des Herın Schmoll,da' die Ste 
er für Grundstücksübertragungen nur 2 2/3 % in »aarbrücken be- 
tragen haben soll,nicht richtig sind. Ich erinnere mich,daß 
für Saarbrücken 6 % herauskonmen,bei einigen Gemeinden ist 
dieser Satz sogar überschritten worden. Auch die Stadt Saar- 1 
brücken ist über 6 % hinausgegangen. Der Bürgermeister hat in# 
seiner #enkschrift den vatz von 8 » für angemessen gehalten. 2 

Da die Kleinwohnungsbauten bereits eine steuerliche Er- 
mäßigung genießen,stehen wir auf dem Standpunkt ,daß eine wei- 
tere 50 % ige Ermäßigung nicht nötig ist. Dem Antrag der So- 4 
zialdemokratie werden wir zustimmen. 
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Vorsitzender: Das "ort hat der Abgeordnete Schmoll ! 
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Schmoll (V,f.H.u.L.) kein Ankeag entspricht nicht dem,was Herr Hoff- 
mann ins feld geführt hat.ber soli weitergehend sein.Das Ge- 
setz,welches Herr Hoffmann anführt, bezieht sich auf die klein 
sten \ohnungen.&s können ja die beiden Bestimmungen nebenein- 
‚ander bestehen.Die stadt Saarbrücken hat im lrieden 1 %an 
Immobilumsatzsteuer erhoben. sie erinnern sich vielleicht an 
die Sommissionssitzung,in welcher ich das am lelefon festge- 9 
stellt habe. Erst später nach Lintritt der Seldentwertung wur 
de der Satz von 1% auf 3 % erhöht. “ir müssen die Friedens- # 
3 zeit zum laßstab nehmen. Die Stadt hat dama.S 1 %,da # 
Reich 2&/3 % und der Bundesstaat 1 % erhoben. Jie Kreise haben # 
such. noch steuern erhoben,aber dafür haben die Gemeinden in # 
der Hegel überhaupt keine Umsatzsteuer erhoben. Es wurde in 
den allermeisten Fällen nur 1 2/3 % erhoben und jetzt sollen 
6 % erhoben werden. Das ist zuviel und ich stelle den Antrag, # 
es bei 4 % zu belassen. 





Vorsitzender 


7Vv 









Vorsitzender: Das Wort hat der Abgeordnete Fuchs. 


Tüchs [L.V.): Wir stehen dem ersten Antrag Hoffmann sympatisch ge- 


genüber dem zweiten leil aber nicht. Der Antrag paßt nicht 
in das Gesetz hinein. [ir kann nur als MEABiNR dienen für die 
Regierungskommission, Deshalb sind wir Tür Ablehnung des An- 


2 ar 
‚r&ge or 


Vorsitzender: Wir kommen nun zur Abstimmung. Der Veroränungsentwarf 


ist in_ der Kommission ron. allen Stimmen gegen die Stimme des 
Lerin Schmoll angenoanen worden. 
iu Arsikel 4 ist der Antrag gestellt worden,welcher lau- 
Leer: 
# Autiks]l A Cieser Verordnung soll lauten: 


An den Rinnahmen aus der Stemvelabgabe werden die 
Gemeinden mit 4/5 beteiligt." 


Mar für diesen Antrag der Zentrumspartei ist,möge sitzen blei- % 


ben. #s erhebt sıch niemand,der Antrag ist somit einstimmig 
sngenommen, 


- 


Dann Liegt ein Antrag von Herrn Dr.scheuer vor,welcher lautet 
* Der Entwurf ıst in der leise umzuarbeiten,dalß 


1) Reichs-und Staatsstempel in einem Prozentsatz erhoben 


vrerden;gegebenenfalls unter Anderung der Einzugsquellen! 


2) Die Kreis-und Kommunalsesteuerung nach Art der anderen | 
ingirek+sen Steuern durch Erlaß einer sogen. ustersteu- | 


erordmung geregelt wird,wobei Abweichungen immer be- 
sonders Zenehmig+ werden müssen. 


Regründung 


u u Eh u Eh EEE u 


Der Entwurf begeutet einen Wingriff in das Selbstverwaltungs- 
recht der Gemeinden, „ie Gemeinden sind besser,wie der »taat 
in der Lage ,die Nichtigkeit .der getätigten Akte nachzuprülfen. 


— WER RE un WE ————— 


Mor für diesen Antrag ist,möge sich erheben. Es erhebt sich 


niemand und da Ferr Dr ‚Scheuer nicht da ist,stimmt niemänd 
BR. | 

Die Sozialdemokratische Fraktion beantragt,da3 die Verordnung } 
No,.4l3 beir. Steuerliche Vergünstigung für Kleinwohnungsbauten 
weiter ausgebaut wird. 


Das Uhr; hat der Abgeordnete Foffmarn ! 


Hoffmann (S.F.}: Ich möchte sagen,daß die Verordnung unvollständig 


\ 35 . 7 . . 
ist.was der Herr Regsierun svertreter in der Kommission auch 
anerkannt nat. Darsufhin Asaben wir in der Kumission diesen 
Antrag beschlossen. “ir sind ıms aber darüber nicht einig ge- 


worden,weil der } 59. des Rinkommensteuergesetzes für das 
Saargebiet schwer cinzuführen 1Sst. 


sitnender: Das Yort hat der Abgeordnete Fuchs. 
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Fuchs (L.V.): Ich habe bereits erklärt,daß wir im Prinzip für den 
Antrag sind,aber er gehört nicht ıns Gesetz. 


Vorsitzender: Das vlort hat der Abgeordnete chmoll ! 
Sahmoll (V.£.H.u.L.): Wir schließen uns den Ausführungen an. 


Vorsitzender: Herr Hoffmann,ich möchte Ihnen empfehlen,den Antrag 
zurückzustellen und nachher als Anregung zu geben. 


Das Wort hat der Abgeordnete chmoll ! 


Schnell (V.f.Hu.L.): Ich habe einen Antrag gestellt und bitte ihn | 
nochmals zu verlesen: | 


Vorsitzender: Der Antrag des Herrn Schmoll lautet: 


Artikel 3 a 





" Yird ein Grundstück zur Erstellung von Wohnungen 
erworben und wird innerhalb von 6 Monaten mit dem Dau ernst- 
lich begonnen,so wird auf Antrag der Stempel zur Hälfte 


zurückbezahlt. | 

Wer für den nm des Herrn Schmoll ist,möge sich erheben. 

2 <chmoll erhebt sich allein,alle anderen Mtglieder sind 
agegen. 
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Vorsitzender: Wir kommen jetzt weiter zu dem Verordnungsentwurf 
betr, Abänderung des Zuwachssteuergesetzes. _ 
Das Wort zur Abgabe des Berichtes hat der Abgeordnete Karius! 


Karius(Z.):Meine Damen und Herren! Die Kommission erörterte die Frage‘ 
ob das Wertzuwachssteuergesetz beibehalten werden und die | 
Berechnung des Wertzuwachses auf der Grundlage der Gold- 
währung erfolgen,oder die von der Regierungskommission vor- 
gaschlagene lassung unter gewissen Abärderungen beibehalten 
'werden soil. k 
| Die Kommission entschied sich für 3eibehaltung des 
Wertzuwächssteuer esetzes,weil aie Aufhebung desselben der | 
Spekulation Vorschub leisten und die Gemeinden erhebliche ; 
Eserauställe erleicen würden. Die »tadt saarbrücken hatte 
2,5. im Etatsjahr 1913 eine Kinnahme aus der Zuwachssteuer 
von 270.000.-Goldmark. Die Erhebungskosten betrugen 6,500.- 
Mark = 2,4 %. Die Einnahmen des landkreises Saarbrücken 
wurden für 1913 sul 67.000. -Nark angegeben. Diesen stehen 
>.100,-NMark Erhebungskosten = 6,1 % gegenüber, 

- Die Kommission glaubt ferner,die Goldklausel zur 
| mung des "ertzuwachses vorschlagen zu müssen, »ie 
ing hierbei von der Srwägung aus,daß nach dem Dinn des 
esetzes der wirkliche Wertzuwachs erfaßt werden soll. Es | 
erscheint daher unbillig,die lertsteigerung durch Gegen- 
ee des Erwerboreises in Gold und des Verkaufs- 
preises in Fapnergeld in gleicher Zshl ermitteln zu wollen. 
Andererseits war sich die Kommission klar ,daß die Abstoßung 
von Goldhypotheken mit Papiergeld beim Verkauf eines Grund- 
stückes eine ungerechteertigte Bereicherung darstellt. Die- 
sen unverdienten Wertzuwachs aber zu Gunsten dsr (remeinden 7 
oder des Hypos;hekengläubigers zu enveignen,erscheine prak- 7% 
tisch unmöglich. Die Kommission Aatte bei dieser Gelegen- 1 
heit eingenend über die l\üttel und lege beraten,wie den ge- ° 
schädigten Hypothekengläubigern zu heTfen sei. Fs ließ eber | 
kein gangbarer Weg finden. Aus den trüben Erfahrungen der 
Vergangenheit müßten aber für die Zukunft die Folgen gezo- 
en und einer nochmaligen Konfiszierung der Hypothekengläu- 
iger vorgebeugt werden, _ ' 
Die Vorlage der Regierunsskommission wollte,wenın # 
euch in unvollkommener Weise,den Veränderungen in der Geld- ! 
währung insofern Rechnung tragen,als sie bei Veräußerungen 7 
bei aenen.. der Erwerb vor dem 1.5.1923 in einer an- Ä 
deren als in der "rankenwährung oder nach dem 31.5.2383 er- I 
folgte,den #rwerbspreis auf der Grundlage des im Erwerbs- 
monate gültigen Frankenkurs errechnen. Die gleiche Zerech- 
nungsart soll auch für die Errechnung der Aufwendungen nach 
| Ziffer 3 - 4 des- ertzuwachssteuergesetzes erfolgen. 
le Kommission verkennt nicht,daß dieser Fassung eine ge- 
wisse Zerechtigung zugrunde liegt,sie hält es aber für an- 
ehracht,daß man grundsätzlich auf die Goldwährung zurück- W 
ommt, damit auf wirtschaftlichem und steuerlichen Gebiet 4 
wieder geordnete Verhältnisse geschaffen würden. Die Be- 4 
fürehtung der Negierungskommission,daß durch die Annahme 4 
ger Colakleussl die Einnamme aus der teuer zurückgehe sei 4 
unbegründend. Gegenwärtig stehen die Freise für ana # 
lienhäuser bereits über den Vorkriegswerten.&benso dieje- # 
nigen Zür Mrundstücke, besonders aber für Daugelände. Ein 4 
vorübergehender geringer Ertrag der Steuer sei unerheblich. # 
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Die Kommission schlägt daher folgende Fassung vor. „ie Ein- 

leitung der Verordnung soll lauten: | 
 " fuf Grund der 33 23 und 26 der Anlage zum Abschnitt 

If (Teil 3) des Friedensvertrages von Versailles verordnet 


die Regierungskommission nach Anhörung der gewählten Ver- i 
treter der Bevölkerung gemäß ihren Beschluß in der Sitzung vom! 


nie was Lolgt 
Artikel 1 


u EEE EEE ER EEE ER RER RD Lu TEUER WER 


$ 8 Ats.1 des Zuwachssteuergesetzes erhält folgenden Zusatz: 


" Erwerbs-und Veräußerungspreis | 
werden auf den Goldfranken umgerechnet. 


Die nach $ 14 Ziffer 3 und 4 des Zuwachssteuergesetzes zu 
berücksichtigenden Aufwendungen werden ebenfalls auf den 


Goldfranken umgerechnet. 
Artikel 2 





wird gestrichen. 


In Artikel 8 (jetzt Artikel 2) 


wird das Wort " subsidiär " ersetzt durch die Worte" in 
zweiter Linie " 
Im übrigen wird der Artikel angenommen. 

Ärtikel 4 (jetzt Artikel 3 ) 


ne vopqwoes u? 3 


wird ohne Änderungen einstimmig angenommen. 


Artikel 5 (jetzt Artikel 4 ) 


wird ohne Änderungen einstimmig angenommen. 


Artikel 6 (jetzt Artikel 5 ) 


3 PwoZ 


wird im ersten »atz hänter das Wort * Ziffer 2." ge et 
" und 3 _" ‚sodaß der sts. lautet: -" 88. 15,22 Ziffer 2 m 
USW. _" | | REEIR 


z 


Artikel 7 (jetzt Artikel 6 ) 


N et L.—-- -- „=. 


wird im ersten Absatz das Wort " Artikel 3 ersetzt durch 
BeWort " Artikel 2" 


Im übrigen wird die Vorlage zur Annahme empfohlen. 


B 
4 
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Vorsi tzender: Das \.ort hat der Abgeordnete Becker ! 


Becker (Z.): Meine Damen und Herren! Der vorliegende Gesetz- 
entwurf sieht vor, daß 1 Goldmark auf 1.25 Franken umgestellt 
wird. Man wollte eine Ermäßigung gewähren, weil man sich 
sagte, der "Tert des Franken ist Eis zu einem gewissen Grade 

'efallen. Tenn wir vergleichen, daß vor Kriegsausbruch der 
ollar in Paris mit 5.-Franken notiert wurde und heute 19 oder 
sogar 20.-, so geht daraus hervor, daß wir eine 4 fache Int« 
wertung haben. "emn man Steuern in dieser Form erheben würde, 
so hiese das, Steuerr auch von der Entwertung zu erheben Jn 
dieser Form ist die Steuer ungerecht und für uns absolut unan« 
nehmbar, "ir naben keine einheitliche Grundlage, immer 


schwankt der Franken hin und her. Tür erwarten, daß die Regie- # 
rungskomission, wenn sie diese Steuer einführt, die Goldklausel® 


in das Gesstz hineinarbeitet, so wie wir es vorgesehen haben. 


Für diese Goldxlause!l sprechen alle rechtlichen und moralischen 


Gründe. Tenn diese Coldklsusel nicht angenommen wird, so ge- 
schieht das aus politischen und nicht aus rechtlichen Gründen. 
Eine Nichtannahnme unseres antrages würde gleichbedeutend sein 
mis einer Hintanstellung saarländischer Jnteressen gegenüber 
tranzösischen Jnteressen,s Es ist eine Kurzsichtigkeit, venn 
man trotz der Entwertung des Geldes den Kopf in den Sand steckt 


und einfach sagt, der Franc ist eine feste !'ährung. Dann würde } 


Frankreich den gleichen Fehler machen wie Deutschland. 
Deutschland Natta das einzige Heilmittel " Zwangswirtschaft " 
und wohin is t Deutschland gekommen? "’enn nun hier im Saarge- 
bist die Zwangssvwirtschaft stark ausgebildet wird, so bedeute 


das eine Stützungsaktion für den französischen Franken. Solan- | 


ge der französische Franken stützungsbedürftig ist, müssen die 
Heusbesitzer kämpfen. Frankreich könnte vom Saargebiet nur 
leınen, vor allem müsste die. Regierungskommission alles tun, 
daB wir stabile Verhältnisse bekommen. dch erinnere daran, 
daß 1919 ein großer Teil des saarländischen Besitzes auf Grund 


der Zwangswirtschaft im liohnungswesen an Ausländer verschleuder# 


wurde und zwar weit unter Goldwert, Diese Ausländer werden 
iaren Besitz behalten, solange er unter Goldwert ist._ Bei 
Erreichung desselben werden sie verkaufen. Dann ist der Zeit- 
punkt da, wo die Gemeinden ihren Steueranteil erheben können. 
Jm Jnteresse der Gemeinden sind wir für diese Steuer einge- 
treten und bitten Sie, die Steuervorlagen so zu verabschieden, 
wie die Kemmission beschlossen hat, 


Vorsitzender: Das ‘ort hat der Abgeordnete Dr.v.Vopelius ! 


Dr.v.Vopelius (L.V.): Meine Damen und Herren! Die Gründe, die 


der Herr Vorredner angeführt hat, sind klar genug. Jch schließe 


mich dem Gesagten an und erkläre, daß die Fraktion die Verord- 

17 y - 2 I) “ I, 1 E 
nung unter.der Voreussetzung annimmt, daß die Goldklausel akzep 
tiert wird. 


Vorsitzender: Das Tort hat der Abgeordnete Hofimann ! 
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Hoffmann (S.P.); Meine Damen und Herren! Mr sind für die Zuwachs- 


. steuer, wenn die Goldklausel »berücksichtigt wird und erkennen 


diese Sweuer als eine gerechte Steuer an, weil sie eine Besitz- 


steuer darstellt, die den unrerdienten Besitz versteuert. 
Vorsitzender: Das !!ort hat der Abzeordnete Schmoll! 


Schmoll (V.£.E.u.L.): Meine Damen und Herren! "enn es je ein unmo 
ralisches Gesetz I ee so war es das 'iertzuwachssteuer- 
gesetz in seiner le 
um nichts ameres als eine Besteuerung von Verlusten. Je mehr 
das Geld sinkt, um so größer werden die Verkaüfspreise und die 
Steuern. "ir stehen keinesfalls dem En npatisch 


— um 





zten Gestalt. Es handelt sich hier vielfach 
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unsympatisch gegenüber,daß man den unverdienten Wertzuwächs 
besteuert,äber solange man nicht auf anderen Gebieten den 
Wertzuwaehs versteuert hat,hat man kein Becht,denselben beim 
Grundbesitz zu versteuern in einer Zeit,in welcher man Kriegs- 
ewinne und Nachkriegsgewinne hat laufen lassen,hat dieses 
sesetz keine ER REEUGTACHT ENDE: | 
2 ir lehnen das ertzuwachsgteuergesetz ab,solange man 

nicht den dertzuwachs auf anderen Mebieten versteuert. &3 gikt 
2.8. gewerbliche Betriebe ‚die vor dem Kriege auf dem letzten 
Loch gepiiffen haben und denen steuert man keinen ertzuwachs | 


weg. | 
Vorsitzender: Das Wort hat der Abgeordnete Reinhard ! 


Reinhard (K.F.): Die Kommunistische Partei stinmt ausnahmsweise. 
dem Gesetz zu,weil es eine Besteuerung des Besitzes darstellt 
und dis krträge den Kommunen zufließen. 


Vorsitzender: Das ort hat der Abgeordnete Dr. Scheuer! 


Dr.Scheuer (D.P.): Meine Damen und Herren! In der Kommission hat 
Einstimmigkeit darüber ‚geherrscht,daß die Verordnung aufrecht 
erhalten werden kann. Die »teuer ist aber erst Jann eine ge- 
rechte,wenn sie auf die Goldbasis gestellt wird. "enn man 
sagt, die Verordnung ist unmoralisch, dann ist auch unmoraliseh, 
daß die Hausbesitzer ihre Hypotheken in Papiergeld abgestoßen 
haben, Gott sei Dank tritt bei den rönbtarhsinischk® ericnten % 
eine ehe ein. Ich mß aber betonen,daß die saarländischen i 
berichte leider nicnt so Schnell folgen,wie es wünschenswert 
wäre. Die sagrländischen Gerichte betrachten NMark= Franken. 
Herr Karius hat, betont,daß wir in der Kommission der Meinung 
waren,daß die - Negierung gut täte,wenn sie wenigstens ein 
Soperrgesetz für die Rückzahlung der Hypotheken erlassen würde. 
Ich möchte bitten,eine Entschließung anzunehmen. Ich bitte, | 
dieser Anregung zuzustimmen. | 


Die Anregung hat folgenden Wortlaut: 


"An zweckentsprechender Stelle des Zuwachssteuergesetzes 
ist folgende Bestimmung einzufügen: 

Bei Verkauf von unbebauter,aber 'baureifer Grundstücke 
war die Zuwachssteuer gestundet und, falls innerhalb 2 Jahre 
nach dem Verkauf auf dem Grundstück ein iiohnhaus errichtet 
wird,auf die Hälfte ermäßigt. Unter einem !/ohnhaus ist eine 
Villa in diesem Falle nicht zu verstehen. " 


Vorsitzender: Das !iort wird nicht mehr gewünscht,wir kämen dann 
zur Abstimmung. 
e Die Anträge,die die Kommission gestellt hat,haben 
Sie gehört. Sämtliche Anträgs sind gestellt unter Vorbehalt 
der voldklausel. “er für die Anträge der Kommission ist,möge 


sitzen bleiben. ._ | Re ee 
Herr Schmoil erhebt sich. Die Anträge sind mit allen 


.. gegen eine »timme angenommen worden. 


eu PwoQ 


.  »Den Antrag des Nerın Dr.»eheuer haben Sie ebenfalls 
gehört. Wer für ciesen Antrag ist,möge sich erheben. 


| 

| 

In | 

A Stimmen dafür,die anderen’ dagegen. | 
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Vorsitzender _ 
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Vorsitzender: "ir kommen weıter zu Punkt 5 und € der Tagesordnung. 
© Der Berichterstatter Herr Becker hat beantragt ‚diese beiden 
Gesetze zusammenzufassen. Das Wort hat Herr Eecker ! 


Becker (2.): Meine Damen und Herren! Der vorliegende Entwurf ent- 
hält 22 Paragraphen. Dem Entwurf ist eine Begründung der He- 
lee beigefügt.- Weiter lagen vor: ein schrei- 

en des Handwerkerbundes des »aargebietes; Abschrift eines 
Schreibens des Schutzvereins für Handel und Gewerbe im Saar- 

ebiet e.V.an die Regierungskommission; ein Schreiben der 
landelsk&ämmer zu Saarbrücken. SERES | 

Diese kingaben befassen sich jedoch ausschließlich mit 
der erhöhten es ums. Dteuer. 

Aus der Pegründung der or lage geht hervor,daß die 
Fiskalkommission > negierung beschlossen hat,eine etwaige 
Einfuhr-Besteuerung bis Anfang 1925 hinauszuschieben; ferner 
rd daraus hervor,daß der studienausschuß sich für die Bei- 

ehaltung einer Vorschrift des Umsatzsteuergesetzes von 1918 
ausgesprochen hat,die außer der Kinfuhr selbst auch den 
ersten Umsatz im Großhandel befreite.Die Fiskalkommission hat 
sich jedoch dieser Anregung des »tudienausschusses nicht an- 
geschlossen. | 

Vor Eintritt in die Beratung wurde seitens der Kommäis- 
sion an den Herren Staatskommissar die Frage gestellt,ob die 
Umänderung des Umsatzsteuergesetzes vom 1.7.1922_den Kreis- 
tagen,bezw. der >tadtverordnetenversammlung der Stadt Saar- 
brücken FOzBe SESEDER.. Der Herr Staatskomissar hat darauf 
erwidert,daß ihm die Gründe für die Nichtvorlage unbekannt 
seien,und daß diese s.Z. erfolgte Nichtvorlage nicht der Kri- 
tik des Lendesrates unterstehe,da die Vertreter dex Bevölkerung 
nur ihr Gutachten abzugeben hätten über Vorlagen,die ihnen | 
gemacht würden. 

Weiter wurde von seiten der Kommission ungeregt ‚die 
Warenhaussteuer abzuschaffen,da diese Steuer auch eine Imsatz- 
steuer sei und da dieselbe in Deutschland bei Erhöhung der 
Umsatzsteuer ebenfalls abgeschafft worden sei. seitens der 
Regierung wurde eine diesbezügliche _Vorlage angekündigt ,wo- 
re die Kommission in dieser Richtung befriedigt er- 

ärte. 

Hierauf wurde in die Beratung des Entwurfes einge- 
treten. Folgende Anderungen wurden beschlossen; 
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Zum Vorwort 


ua: 


2 Instelle des $ 19 treten die 98 23 und 26; zwischen 
" Versailles und " wird eingefügt : " nach Anhörung der ge- 
wählten Vertreter der Bevölkerung. " 
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wurde beschlossen,daß die berufliche Tätigkeit nicht steuer- 
pflichtig sein soll,daß also_die freien Berufe von der Unm- 
satzsteuer zu befreien sind.im laufe der Beratung erklärten 4 
die Vertreter der Regierungskommission,nachdem sie entsprechen-# 
de Informationen eingeholt hatten,mit dieser Streichung ein- # 
verstanden. 

Es _wurde ferner beschlossen, dementsprechend in allen 
folgenden Paragraphen die Viorte " berufliche Tätigkeit " zu 
streichen. infolgedessen wird bei den einzelnen Paragraphen 
in dem Bericht über die Kommissionssitzungen eine Streichung 
nicht mehr erwähnt werden. 


7Vv 


ZuS2 # 








449 


Die Kommission beschließt,der Ziffer 2 dieses Faragra- 
phen folgende Worte hinzuzufüget . _ | 
" der erste Umsatz nach der Einfuhr im Großhandel." 


ferner soll als Ziffer 15 hinzuge fügt werden: 


" Die Befreiung der Umsätze der Apotheker für die Kran- 
kenkassen, gemäß $ 2 des Gesetzes vom 24.12.1919." 


als Ziffer 16 soll hinzugefügt werden 
" Der Umsatz unter 3.000.-Goldfranken. " 


Die Kommission stimmte diesem Antrage zu,da sie der Neinung 
wer,daß der erste Umsatz im Großhandel unbedingt steuerfrei 
sein müsse,da man den inländischen Großhandel steuerlich 
nicht schlechter stellen dürfe wie den ausländischen Groß- 
handel und da die Umsätze der Apotheken an die Krankenkassen, 
die gemäß dem angezogenen Gesetz zu einem billigeren freise 
erfolgen müssen,ebenfalls im Interesse der Beibehaltung, der 
Leistun Pe der Krankenkassen so niedrig wie möglich 
sein sollen. 


für die Ziffer 4 wird seitens der Kommission eine besser 
neeahete Fassung gewünscht,ohne daß ein Antrag gestellt 
wird. | 


nm 


Es wird beschlossen,in Ziffer 2 das Wort : Kleinhandel " 
durch das Wort :" Einzelhandel " zu ersetzen. Auch dieser Be- 
schluß gilt für alle folgenden Paragraphen,in denen das Wort 
" Kleinhandel "” vorkomnt. | 

2 In Ziffer 4 wird das Wort " aufhaltsam " durch das 
Wort " anwesend .' ersetzt. | 

Bin Mitglied richtet an die hegierungsvertreter die 
infrage ‚warum man für die Umsatzsteuer den Satz von 1,1 % ge- 
wählt habe. Seitens der Regierung wird erklärt,daß dieser 
Satz dem französischen Umsatzsteuergesetz entsprechen würde. 


1-8: 5 


Dieser Paragraph wird in der vorliegenden Fassung nach Strei- 
chung der \iorte : oder berufliche “ angenommen. 


Ziffer 1 erhält folgende Fassung: 


"Die Steuerpflichtigen heben innerhalb zweier liochen 
nach Beginn ihrer Tätigkeit der Steuerstelle hiervon 
Anzeige zu erstatten.” 


Ziffer 2 und 3 dieses Paragraphen werden unverändert angenon- 
men. 
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Die Kommission beschließt,in Ziffer 1 Abs.4 die liorte: 
"im laufe eines Hoiatehen ersehen. " durch die Worte ; 
! im Laufe eines lonats"zu ersetzen. 


wird .ınverändert angenommen. 


38 10 und Et 
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Dieser Paragraph wird in der vorgeschlagenen Fassung 
angenommen, jedoch erhält er als Ziffer 3 einen Zusatz” 


Ai 


Die erhöhte Umsatzsteuer ist innerhalb eines 
Monats nach der Veranlagung fällig. ' 


Die 88 18,14,15,16,17 und 18 


u u, ul RR RR RR u EEE EL u Ruh WERE un ER ul ui ui ER MB Wu ul RAR u WEL u Wu u un un 


werden unverändert angenomnen. 


Die Norte :"oder mit ee " werden gestrichen, sodaß 
der Paragraph laute‘: 


"Dre Hinter "ziehung der Umsatzsteuer wird mit einer 
Geldstrafe >is zum ai as hen re der 
hinterzogenen Steuer bestraft." 

m SE20 


— 


Zu Ziffer 1 wira bes schlossen, den »atz von 10.v.i.durch 20 
v.il. -zu:ersetzen. Van wer der Neinung,daß die Re ierung den 
Gemeinden einen größeren Teil der Umsatzsteuer überlassen 
könne,um auch das Interesse der Gemeinden an der Erhebung 
und verarnlagung zur Umsatzst euer zu heben, 

Auf fragen eines Mitgliedes der Kommission hin- 
sichtlich der Verteilung der Umsatzsteuer auf die einzelnen 
Gemeinden erklärt der Herr Fachreferent,daß die Verteilung 
auf die Gemeinden nach der Bevölkerungszahl erfolgen würde. 
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Ziffer 2 dieses Farägraphen erhält folgenden Zusatz: 


" Das Umsatzsteuergesetz vom 26.dJuli 1918 und das 
erenhaussteuergesetz vom 18.Juli 1900 (Ges.53.294) 
und das bayerische Harenhzussteuergesgtz vom l4, 
August 1910 (G.V.B1.3.597) sowie die Verordnungen 
von l14.0ktober 1921 und 22.Juli 1922 treten gleich- 
zeivig außer Kraft,unb eschacet der Durc hführung der 
Verwaltung der Umsatzsteuer für die “eit bis zum 
2 vezenber I9RI. 


Anm,des Berichterstatters: Durch die inzwischen erfolgte 
Be eung ©; einer Vorlage der hegierungskommission über die 
Warenhaussteuer ist dieser Zusatz z2.T.hinfällig geworden. 


Zum Gegenstands-Ver eiehnds für die erhöhte Umsatzsteuer. 


u nu ui. ul ER BR u RB Eu Ruh u Ruh MR ww REEL ui RR RR ul BRD Ruh ul vB ARE Ruh ul, ui, AR RB ui DM RE ul BE RR ul, BE un ww Bu u ER Eu EELuLQwh RR uuQh WRER BRB wRR RwDR wRu wuih RRR BEER AR Eu Wun 
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Auf ausdrücklichen \Wunsch der Kommission hat die ea a 
kommission diese Liste nicht,wie zuerst angekündigt,in Form 
einer besonderen Verordnung eingebracht, sondern nachträglich 
dem Entwurf beigefügt. 

Die Kommission war darüber einig,daß bei der Unstabi- 
lität der im »aargebiet es nen Währung eine 
restlegung der Tarifgrenzen nach Papierwerten nicht angängig 
sei,da diese Grenzen dauernden Schwänkungen ausgesetzt sind 
und da namentlich im Falle einer weiteren Geldentwertung die- 
se Grenzen sehr bald überholt sein würden. 

Es wurde daher die jeweils steuerfreie unterste Gren- 
ze in Goldfranken festgesetzt. 

An dem Verzeichnis wurden folgende Anderungen vor- 
genommen: 


Ziffer 1,b statt 5.000. -Fres. 1.700.-Goldfranes. 
ge ee 350.- $ 
" L,d. erhält folgenden Zusatz 
a Neparatur bestimmte Ersatzstücke ‚einschließlich 
der Reifen und Schläuche. " 
Bei Ziffer 2. wird hinter : " Fassungen von Äugengläsern " 
hinzugefüst : " GA Tfederhalten mit Aautschukhülse. " 


2 


In Ziffer A werden die Worte :" \iäsche aus Batist " ge- 
strichen und dafür der Zusatz gemacht " ausgenommen Kunst- 
seide, " 

"Ziffer 5 wird ganz gestrichen. 

Ziffer 9 erhält folgende Fassung 


" Handwaffen,deren Bestandteile und Zabehörstücke nit 
Ausnahme der dafür bestimmten Munition." 


Ziffer 13 wird gestrichen. 
Bei Ziffer 4 wird die Zahl 200.-Fres. durch " 70.-Gold- 
Ziffer 19 


franken " ersetzt. 
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ziffer 15 und 16 wurden unverändert angenommen. 
Ziffer 17 erhält folgende !assung 


" Werke der Flastik,lüalerei und \raphik, Bronzen, Forzel- 
lane in künstlerischer Ausführung, sowie Kopien und Vervielfäl- 
tigungen der erstgenäaännten “erke,sofern das Entgelt für die 
Lieferung 100.-Goldfranken überschreitet. % | 

Grabdenkmäler unterliegen der erhöhten Steuer nur, _ | 
wenn das Entgeit für die Lieferung 1000.-Goldfranken übersteigt. # 


Der zweite Äbsatz dieser Ziffer wird angenomnen. 

Ziffer 13 wird gestrichen. | 

Ziffer 19 vird anstatt Ferlen gesetzt: " echte Perlen.” 

Ziffer 20 wird anstatt 3.000, -Franes 1.200.-Goldfranes gesetzt. 


2 


Die \iorte:" sowie zugehörige Flatten " werden gestrichen. 


Ziffer 21 wird anstatt 75.-Francs 25.-Goldfrances gesetzt. 
/iffer 22 erhält folgende Fassung 


N " Phpotographische Handapparate,sofern das Entgelt mehr 
als 50.-Goldfranken beträgt; Radiographische und zu ärztlichen 
Zwecken benutzte Apparate unterliegen nicht der erhöhten »>teuer. 


2 it 


Zu Ziffer 23 wird hinter " Schafpelze " - " oder Kaninchen- 


felle " eingefügt. 


Vorsitzender: Das !iort hat der Abgeordnete Angel ! 
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Angel (2.): Meine Samen und Herren! In der Begründung erfahren wir 
zum ersten Mal von einer Fiskalkommission. Ich habe mir den 
Kopf zerbrochen,was das für eine kommission sein soll. Ferner ° 
eht aus dem Etat hervor,daß wir eine Generalfinanzkontrolle ‚” 
aben. Anstelle der Fiskalkommission hätte man besser eine | 
parkommission eingesetzt. 
Nun zur Umsatzsteuer. 
Lie Umsatzsteuer ist eine Steuer,die bei verhältnismäßig ge- 
ringen Verwaltungskosten sehr viel einbringen kann. YWir-häaben 
beantragt,daß die berufliche Tätigkeit umsatzsteuerfrei blei- 
ben soll und sind dafür,daß eine Mindestgrenze eingeführt wird.?® 
Die Steuer bei ganz kleinen Unsätzen,besonders in der Land- 1 
wirtschaft verursacht mehr Erhsbungskosten als tatsächliche E 
Steuer. Die Umsatzsteuer soll 1,1 % betragen. lan hat also | 
den deutschen Umsatz in gleicher Heise belasten wollen ,wie 
den französischen. Das dürfen wir nicht zulassen. \iarum sol- 
len Handel und Gewerbe im Saargebiet ungünstiger arbeiten 
als der französische Wettbewerb. an soll sich hüten,den Steu- # 
erbogen nicht zu ünerspannen. Im übrigen stehen wir auf dem a 
Standpunkt der luxussteuer, bitten aber,daf; diese nur da erhoben # 
wird,wo sie wirkl#@h etwas einbringt. 4 
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Zum Schluß; beantragen wir,den Anteil von 10 auf 20 v.H. 
zu erhöhen. Karius hat sehr richtig ausgeführt wenn er sagt, 
wir legen entschieden Wert darauf,daß die Gemeinden leben. 3 
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Die \Varenhaussteuer beantragen wir aufzuheben,wie es in 
Deutschland geschehen ist,als man die Umsatzsteuer erhöht hat. 


a 


Vorsitzender: Das Wort hat der Abgeordnete Dr.v.Vopelius ! 


Dr.v. Vopelius (L.V.): Meine Damen und !erren! Meine Fraktion stimmt 

den Ausführungen der Herren Vorredner und den Kommissionsbe- 
schlüssen zu. Wir sind auch damit einverstanden,daß die llaren- 
hausstevuer aufgehoben wird und daß die Berufstätigkeit von 3 
der Umsatzsteuer befreit ist, ®benso wünschen wir,daß_der erste# 
Umsatz Zrei bleibt. !ir wollen auch die abgeänderten Sätze des # 
Ivxussteuertarifs amzehmen.. der Anregung den Satz von 10 % 
auf 20 % zu erhöhen, stimmen wir zu. 


n 


Vorsitzender: Das Yort hat der Abgeordnte- Ringele ! 


Ringele (S.?, !: Meine Damen und Herren! Die a a ii Grund- 
sätze,die die derren Vorredner bssprochen haben,„können wir 
nicht zutheißen. Es seheint zur see sbenneht des Landesrates 
zu wercen.daß man Steuern,die die Lebenshältung der schaffen- 
den Bevölkerung verteuern,stets mit der Begründung zu_verab- 
schieden versucht,indem man sagt,es ist eine »teuer, 
die wenig Verwaltungskosten verursacht. Wenn es irgend ein 1 
Gesetz gibt,das die Lebenshaltung der breiten Nassen belas- 3 
tet und verteuert,so ist das die Umsatzsteuer. \ir sind prinzi-% 
p:ell gegen die Umsatzsteuer. \iie sehr die Umsatzsteuer die ; 
laren belastet geht daraus hervor,in dem der Bauer für sein 

. Getreide Unsatzstenuer bezahlen muß. Er verkauft es dem Miller, 
der muß ebenfalls Umsatzsteuer bezahlen. Der Bäcker verkeuft 
seine Waren,mß deshelb Umsatzsteuer bezahlen und wenn wir 
sehen,wie in den letzten icochen gekämpft wird für höhere 
Löhne und ganz besonders die Großindustrie,die nicht mur 7 
sondern 10 fette Jahre gehabt hat” und trotzdem jedes soziale 

Verständnis vermissen läßt,deshalb missen wir diese Steuer 

ablehhen. Die Kegierung hat sich für -Vervilligung der Lebens- 

ee gusgesprochen,eine wesentliche Verbilligung ist schon % 

erreicht,wenn Sie die Umsatzsteuer beseitigt. Es ist uns nicht 2 

PeaugenS wenn sich die Herren einsetzen für den Großhandel. ; 

em müßten wir entgezenhalten,wenn die Lebenshaltung durch die ° 

Umsstzsteuer verteuert wirc,dann in Gottes Namen kann &uch | 

das 1 % noeh. draufgehen. !iir sind gegen die Umsatzsteuer, las- 

sen aber mit uns reden,bei evtl.  BLURE der Luxusartikel. 

Wenn die Herren die Anträge nicht berücksichtigen, sind wir 

gezwungen,das Gesetz abzulehnen. 


EI en een 


Vorsitzender: Das \iort hat der Abgeordnete fleinhard ! 


Reinhard (R.P.): Meine Damen und Herren! Wir schließen uns den Aus- 
führungen des Herrn Vorrecners an, Grundsätzlich sind wir 
gegen .die »teuer ,beansragen aber, falls das Gesetz doch durch- 
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gent,daß ger 3 20 sine: lmänderung erfährt. 
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Vorsitzender: Das Wort hat der Abgeordnete Schmoll ! 


Schmoll (V.f.H.u.L.): Meine Damen und Herren! Wir stehen auf dem | 
Standpunkt der Voriage in dem Sinne,wie er von den bürgerlichen 
artelen ea ae worden ıst. Unterstreichen möchte ich, 4 
daß der saarländische \Mroßhandel nicht ruiniert werden darf 
und mit dem ausländischen konkurrenzfähig Sein muß,deshalb 
aarf der erste Umsatz nicht hesteuert werden. 


Vorsitzender: Das Wort hat der Abgeordnete Dr.Scheuer ! 
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Tr.Scheuer (D.P.): Meine Damen und Herren! Die Umsatzstouer ist 
eingeführt worden während des Krieges unä so haben wir sie 

im Daargebiet auch bekommen. Es ist ausgeschlossen,daß man 
die Umsatzsteuer abschaffen kann,denn es ist für diese Steuer 
kein Ersatz da. Ich lege auch \iert darauf,daß die freien Be- 
rufe von der Umsatzsteuer befreit bleiben. Ich Roche, Buch 
Herrn Ringele crwidern,wenn er annimmt,daß die De freiung.des % 
ersten Umsatzes näch der KZinfuhr aus dem Ausland,denn der soll? 
freibleiben,um die Were zu verbilligen,weil er gegenüber dem 
Lothringer Großhandel konkurrenzfählg bleiben mıß. Die Ein- 
fuhr aus dem Ausland ist steuerfrei. \ienn eine lothringer 
Mühle einem Großhändler in Lothringen liefert,so wird der 
Umsatz nicht versteuert,ebenso ist es bei dem Umsatz aus 
Deutschland n2ch dem »aargebiet und gerade deshalb muß eben 
auch im. Saargebiet der erste Umsatz nach der Einfuhr frei- 
bleiben. Im übrigen stimme ich dem Antrag des Zentrums zu. 


Vorsitzender: Das Wort hat der Abgeordnete Karius |! 


Karius (2.): Auch meine Partei ist kein Freund der Umsatzsteuer, 
wenn die Abschaffung derselben möglich wäre ‚wäre ich dafür. 
Es ist zu_berücksichtigen,daß Frankreich unä Deutschland die 
leichen Steuern haben. Das Gesetz wurde mit Zustimmung der 
ozialdemokraten beschlossen. Wir nehmen für uns in Anspruch, 
daß Die entweder ihr eigenes Programm ignorieren oder .... 
durch die Unruhe unverständlich ).... . 


Vorsitzender: Das \/ort hat der Abgeordnete Hoffmann ! 


Hoffmann (S.P.}: Ich möchte zu diesen Ausführungen sagen,ob Herr 
Karius auf dem lionde gelebt hat oder hier. Wenn wir heute 
sagen,wir sind gegen die Umsatzsteuer ‚so sind wir dagegen 
und wıssen auch werun. 


Vorsitzender: "ir kämen dann zur Abstimmung. Ich möchte vorschla- % 
gen,daß wir zunächst üabstimmen über die Beschlüsse der Kommis- 
sion mit Ausnahme der Paragraphen,zu denen neue Anträge ge- % 
stellt worden sind. AR 
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Wer für die Anträge der Kommission ist,soweit sie die Fara- 
graphen betreffen,die ich genannt habe,möge sich erheben. 


Ich.stelle die einstimmige Annahme fest. 


Es liegt ein Antrag der Sozialdemoktaätischen Fraktion vor, 
der wie folgt lautet: | 


"Wir beantragen u $ 2 


W ProZ 


Von der Besteuerung sind ausgenommen: 


1, Umsätze von Genossenschaften an ihre \ütglieder, 


K- 


2. Umsätze von der zur Sicherstellung der Ernährung der Bevöl- 
kerung notwendigen Lebensmittel und lebensnotwendigen Be- 
darfsgegenstände. ' | 4 


Vorsitzender: Das ort hat der Ä»geordnete Levacher |! 4 
Levacher (Z.): Das ist eine Begriffsfassung,der wir uns nicht un- 
schließen können. Lin lebensnotwendiger uegenstand ist auch #8 
ein Luxusauto. | 4 


Vorsitzender: Das \!ort hat der Abgeordnete Hoffmann ! | - 


Hoffmann :_ 


7Vv 





Ber 
Hoffmann (S.P.):; Ich möchte Herrn Levacher entgegenhälten, daß die 


Qu P,K. ein Verzeichnis hat,was als luxusgegenstände und was 
als Gegenstände des notwendigen Lebensbedarfs zu beträchten 
IT, 


Vorsitzender: "ir stimmen ab ‚über 
1) Umsätze von Genossenschaften an ihre llitglieder.® 


er für diesen Antrag ist;möge sich erheben. 

Ts erheben sich 5 lütglieder. Der Antrag ist somit gegen 3 
N . 

Stimmen abgelehnt; 


“ap für den Zusatz 1st 


u  " Umsätze von der zur Sicherstellung der Ernährung der 
Bevölkerung notwendigen Lebensmittel und lebensnotwendigen 
Bedarfsgegenstände. 


möge sich erheben. 


is erMeben sich 5 Mitglieder. Der Antrag ist somit 
gugen 5 Stimmen abgelehnt. 


Wer für den Kommissionsbeschluß ist,daß_der erste Umsatz im 
Großhandel steuerfrei ist,möge sitzen bleiben. Is erhebt 
sich niemand,der Kommissions esehluf ist somit einstimmig 
sngenomnen. 
Fernsr liegt cı 


cin Kommissionsbeschlu vor,des \lort :" Klein- 
handel durch das 


“ort :"\ Einzelhandel " zu ersetzen. 


ist ,.möge sitzen bleiben. Es erhebt sich.nie-. 
A 2 


Wer dafür e 8 e 
lso alle Stimmen dafür. 


mand,es sind & 


Wir kommen zum Anträß_der Sozialdemokratischen Fraktion zu 
$ A Ziffer 2,welcher lautet: 


Zu 8 4 Ziffer 2 beantragen wir anstelle 0 %- 15% 
zu setzen. 


T® 


Der Äntrag ist somit gegen 5 Stimmen abgelehnt. 


Zu $ 20 liegt ein äntrag des Herm Reinhard vor,welcher lautet 


.* Der Anteil der Gemeinden soll 50 v.H.betragen" 


Wer für diesen Antrag ist,möge sich erheben. 5 Stimmen sind 
dafür,die anderen dagegen. | 


—.: u WER EEE EEE un 


ler für den Kommissionsbeschluß ist,den Satz von 10 v.l. auf 
20 v.H. zu ersetzen,möge sitzen bleiben. 


Es erheben sich 5 lütglieder. Der Antrag ist somit gegen D 
Stimmen angenornen. | 


k \ . 
{ Fi y 


ac 
nd AT 2 Ass ur 
nn ee 
ot a ER TEEN u SS 








er dafür ist,möge sich erheben. Es erheben sich 5 Mitglieder. 
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RE 
Antrag des Herrn Angel ist,welcher lautet: 


ıtzıon 16 des Tarifs über die erhöhte Unsatz- 
st einzufügen 


u 
‚I 


" sofern dus Entgelt für die re nicht 
weniger. wie 10 Coldfranken be rägt. 


möge sitzen bleiben. Es erhebt sich niemänd,der Antrag ist 
somit einstimmig angenommen. 


Ysr kommen weiter zur Abstimmung über den Entwurf betr. 


Aufhebung der Warenhaussteuer. 
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Der Berichterstatter hat gesprochen,die Kommission hat der 
Vorlage zugestimms. BONS TUN SEN liegen nicht vor. 
bs wünscht auch niemand düs !ort. Ic ge Sie,wer die Vor- 


lage annehmen will,mege sitzen bleiben. 


Ä Es erhebt sich niemund,die Vorlage ist somit einstim- 
mig ungenommen, 
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Vorsitzender: “ir kommen weiter zu dem Veroränungsentwurf betr. 
die Gewerbesteuer 


Das "ort hierzu hat der ?erichterstatter Herr Hoffmann! - 

Hoffmann {S.?.): Neine Damen und Herren! Die Xommission zur Be- 
ratunz des Entwurfes einer Verordnung betr.die Gewerbesteuer, 
erstattet auf Grund ihrer, Beratungen vom 10. und 31.Üktober 
und 20.November 1923 der Vollversammlung ces landesräates 
folgenden Bericht: 


©. Die Kommission äussert sich zu der Vorlage zustim- 
mend und schlägt einzelne Abänderungen vor. 


Die Einleitung der Verordnung erhält folgende Kassung: 


‚' Auf Grund der. 22 23 und 26 der Änlage. zu Abschnitt IV 
{Teil 3 ) des Friedensyertrages von Versailles nach Be- 
fragung der gewählter Vertreter cer Bevölkerung und ge- 


mäß ihrem Beschlul) von esse. .verordnet die Regierungs-$ 


kormission folgendes : " 
Die Kommission beschließt ferner ,dak Artikel 1 Abs.1 folgen- 
de Fassung erhält: 


" 1,Der Gewerbesteuer nach laßgabe dieser Verordnung 
unterliegen die stehenden \ewerbe,die ım Saargeblet be- 
trieben werden." 


"Absatz 2 bleibt in der Fassung des Entwurfes stehen. 


2 Der Regierungsvertreter erklärt auf die Anfrage ei- 
nes kitgliedes,daß über die Betriebssteuer Verhandlungen 
schweben und dem Landesrat die Änderung des Betriebssteuer- 
gesetzes später noch vorgelegt würde. | 

| "= Artikel 2 beantragt ein lütglied,die Ziffer 23 
za streichen. Ei 
Fin weiteres litgelied beantragt,die Ziffer 2 wie 
folgt zu ändern 


"(2) Die staatlichen und kommunalen Betriebe, letzte- 
re nur in So weit,als sie sich im elgenen Gemeindebezirk 
befinden, | 


Der Antrag auf Streichüng der Ziffer 2 wurde einstimmig 
Ansenommen. ie Kommission gibt jedoch dem ;unsche Ausdruck, 
daß,falls seitens der Regierungskommission dem Antrag au 
Streichung der Ziffer 2 nicht stattgegeben wird,der andere 
Antrag eines Kommissionsmitgliedes ın Kraft treten solle. 


Ferner beantragt ein litglied,dem “bs.i Artikel 2 
folgende Fassung zu geben: 


." Gewerbesteuerfrei sind: 


ii Die land-und forstwirtschaftlichen Betriebe,deren 
Fläche 10 h.nicht übersteigt." | 


Der Antrag wird gegen eine »timme abgelehnt. 


| Zu. Ziffer 3 beantragt ein itelied,den Satz von 4.v.H, 
SuL6v.H zu erhöhen. 
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orsitzender: Es wird 
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Die Kommission einigt sich darüber,den Satz von 5 Veh. 
zu erhöhen und eine assung aufzunehmen, daß das Mitglied der 
Regierungskommission für Finanzen und !orsten 
berechtigt ist,den veränderten wırtschaftlichen Verhältnissen 
entsprechend einen höheren Zinssatz festzusetzen: 
0. Das letzte Hort: ausantworten " im Äbs.1 der Ziffer 3 
Aes Art.2 wird durch 3eschluß der Kommission durch das «ort: 
" ausschütten ' ersetzt. | 

Die Artikel 3,4 und 5 werden ohne Anderungen angenon- 


men. 
Dem Artikel 6 gibt die Kommission folgende Fassung: 
* Gewerbebetriebe bis zu einen Ertrage von 5.000.-Ires. 9% 
sind gewerbesteuerfrei.” 


Die Steuer beträgt bei einem Ertrag von 5 - 10.000.-Francs 
2 vom ilundert. 


Bun: _Von 10 - 15.000,-Eres 3 vom Hundert und über 15.000.- 
Franes 3 Y2 vom Hundert,jedoch nicht unter 1,75 vom Tausend 
3es nach Artikel 5 festzustellenden Umsatzes. 

Bin litelied stellt den Antrag,Artikel 7 zu streichen. 
Der Antrag wird gegen 2 »timmen angenommen. | 





| Die Vertreter der Negierungskommission erklären auf 
infrage zu Artikel 8,daß in den Ausführunesbestimmungen bezgl. 
der ii ee im Veredelunssverkehr besondere Jiaßnah- 
men getroffen werden. Artikel 8,9 und 10 werden angenommen. 


In Artikel 2 wird. *bs.Zz und 3 gestrichen. In Absatz 1 
des Artikels 11 wird das \ort : " fortdauern ' gestrichen. 


Artikel 12 und 18 werden ohne Änderungen äangenonmen. 
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wohl notwendig sein,die Beratung abzubrechen. | 
und morgen früh mit der weiteren Besprechung zu beginnen. Sind 4 
Sie damit einverstanden ” | 
iderspruch erhebt sich nicht. == 


Iah schließe hiermit die Sitzung ( 4 Uhr 30 Minuten). 


Nächste Sitzung lorgen früh 9 Uhr 30 Minuten. 
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